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Die NPD steht in der Nachfolge der
Nazis. Sie darf keine Zukunft haben!

S. 3:  Verbotsantrag des Bundestages gegen die NPD
S. 5:  Milosevic hinter Gittern und die Selbstgerechtig-

keit der Sieger  S. 12: NPD immer noch aktionsfähig 
S. 16: BK Schröder schleimt sich in „Bild“ aus – Pro-

teste S. 21: Integration als kommunale Aufgabe

Symbole sind in

der Politik nicht

nur Äußerlichkei-

ten, sie stiften

Identitäten und

sind Signale nach

außen. 

Insofern sind die

frappierenden

Ähnlichkeiten im

Auftritt von NPD

(oben) und

NSDAP (unten)

durchaus ein Be-

weis für die im

Antrag des

Bundestages be-

hauptete Wesens-

verwandtschaft

der Neonazis mit

der Hitlerpartei.
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GESCHICHTSFÄLSCHER GEHEN IN
DIE OFFENSIVE. Die dreiteilige ARD-
Serie über „Die Vertriebenen – Hitlers
letzte Opfer“  hat den „Bund der Vertrie-
benen“ zu neuen Vorstößen angestachelt.
Zwar kritisiert der BdV die Sendung in
geschichtsfälschender Absicht: Die „15
Millionen Vertreibungsopfer“ seien kei-
neswegs „allein als Hitlers Opfer zu de-
klarieren“, sondern: „Die Vertreibungen
waren von langer Hand systematisch vor-
bereitete Verbrechen,die ihre eigenen und
in den jeweiligen Ländern wurzelnden
Ursachen hatten und für manchen Staat
die günstige Gelegenheit war, sich einer
ethnischen Minderheit oder sogar Mehr-
heit zu entledigen. Die Planung bzw. Ab-
sicht dazu reichte teilweise lange vor die
NS-Zeit zurück …“ Gleichwohl verspürt
er durch die öffentliche Diskussion einen
Rückenwind. Flugs wandte sich der BdV
mit der Forderung an die Kultusminister-
konferenz, die „Information über Flucht
und Vertreibung wieder in die Lehrpläne
einzubinden“. Das sei seit Jahren nur
noch in Baden-Württemberg, Bayern,
Hessen, Thüringen und Sachsen der Fall.
Des weiteren teilte der BdV mit, dass er
sich an das Europäische Parlament ge-
wandt habe. Nachdem das EP am 15.4.
1999 in einer Erklärung die tschechische
Regierung aufgefordert hat, fortbeste-
hende Gesetze und Dekrete aus den Jah-
ren 1945/46 aufzuheben, „soweit sie sich
auf die Vertreibung von einzelnen Volks-
gruppen in der damaligen Tschechoslo-
wakei beziehen“, soll es nun „im Geiste
seiner o.g. an die Tschechische Republik
gerichteten Resolution“ gegen Slowenien
(Avnoj-Dekrete) und die Republik Polen
(Dekrete vom 6. Mai 1945 bzw. 3.1. und
8.3.1946) in Gang gesetzt werden. In die-
sem Sinne habe man in den letzten Mo-
naten intensive Gespräche mit Europa-
parlamentariern geführt. In der polni-
schen Angelegenheit sei eine Resolution
um so dringender, als der polnische Sejm
am 11.1.2001 ein Gesetz verabschiedet
habe (das dann jedoch vom polnische Prä-
sidenten Kwasniewski abgelehnt worden
sei), das Bestimmungen enthält, „die die
von den Enteignungsmaßnahmen betrof-
fenen deutschen Vertriebenen von den
Restitutionsregelungen völlig ausschlie-
ßen“. (PE BdV, 5.4.)

GUTE FREUNDE. Am 9.4. tagte nach ei-
ner Unterbrechung von 10 Jahren zum 4.
Mal die Deutsch-Iranische Gemischte
Wirtschaftskommission.Vor dem Hinter-
grund des 3. Fünfjahresplanes des Irans,
der einen großen Modernisierungsschub
vorsieht und an dessen Ende mehr als
30% der iranischen Wirtschaft in privater
Hand sein sollen,verspricht sich die deut-
sche Wirtschaft lt. Bundeswirtschaftsmi-
nister Müller zum einen die Steigerung
des Außenhandels: Nachdem das Volumen
von 9 Mrd.DM 1992 auf 1999 3,1 Mrd.DM
gefallen war, soll die 2000 eingeleitete
Trendwende (+ 35%) beschleunigt wer-
den. Die BRD ist Irans größter Lieferant.

Zum anderen wollen deutsche Unterneh-
men den Kapitalexport in den Iran stei-
gern. Die Bundesregierung sagt prinzi-
piell Garantien für Investitionen im Iran
zu, bindet sie aber an einen neuen Inves-
titionsförderungs- und -schutzvertrag,
über den sie gegenwärtig mit der irani-
schen Regierung verhandelt.

UNTERZEICHNEN! Auf Antrag der PDS
hatte der Innenausschuss des Bundesta-
ges mit den Stimmen der Koalition sowie
der FDP dem Bundestag empfohlen, der
Bundesregierung aufzufordern, das Eu-
ropäische Übereinkommen über die
Staatsangehörigkeit zu unterschreiben.
Der Europarat hatte dieses am 6.11.1997
zur Unterzeichnung aufgelegt, es ist am
1.3.2000 in Kraft getreten, doch die BRD
gehört zu den wenigen Mitgliedstaaten,
die es bisher weder unterzeichnet noch
ratifiziert haben. Das Abkommen sieht
z.B. in Artikel 14 vor, dass ein Vertrags-
staat Kindern, die bei der  Geburt ohne
weiteres verschiedene Staatsangehörig-
keiten erworben haben, die Beibehaltung
dieser Staatsangehörigen gestattet, also
Mehrstaatigkeit ausdrücklich und ohne
jedes „Optionsmodell“ ermöglicht. Nach
Art. 17 Abs. 1 des Abkommens haben die
Staatsangehörigen eines Vertragsstaates,
die  eine weitere Staatsangehörigkeit be-
sitzen, im Hoheitsgebiet des Vertragsstaa-
tes dieselben Rechte und Pflichten wie je-
der andere Staatsangehörige des Vertra-
gesstaates auch. (Nach PE PDS) Der
Bundestag hat inzwischen die Aufforde-
rung an die Bundesregierung beschlos-
sen.

GESINNUNGSPARAGRAF 129A. Die
Bundesregierung hat auf Anfrage der
PDS-Abgeordneten Jelpke mitgeteilt,
dass sich 99,4% aller § 129a-Ermitt-
lungsverfahren zwischen 1996 und 2000
gegen Linke richteten, nämlich 494. Le-
diglich 3 Ermittlungsverfahren (0,6%)
wurden im gleichen Zeitraum gegen rech-
te Straftäter eingeleitet. 162 Ermitt-
lungsverfahren gegen Linke – fast ein
Drittel – wurden irgendwann wieder ein-
gestellt. Lediglich in 29 Fällen kam es
auch zu einer Verurteilung (bei gewöhn-
licher Kriminalität führt ca. die Hälfte
zur Anklageerhebung). Die PDS-Frak-
tion hat einen Antrag auf ersatzlose Auf-
hebung der §§ 129 und 129a StGB be-
schlossen, der jetzt in die parlamentari-
sche Beratung eingebracht wird.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Auf der
167.Sitzung am 10.Mai berät der Bundes-
tag u.a. über die Fortsetzung der deut-
schen Beteiligung an einer internationa-
len Sicherheitspräsenz im Kosovo, tags
drauf bei der 168. Sitzung steht u.a. der
Antrag von SPD und Grünen „Auswärti-
ge Kulturpolitik für das 21.Jahrhundert“,
Beschlussempfehlung und Bericht des AA
zu „Chancen des deutsch-polnischen
Nachbarschaftsvertrages für die Versöh-
nung stärker nutzen“  auf der TO.
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NPD-Verbot

„Wesensverwandtschaft“ von NPD und NSDAP
„Das Reich ist unser Ziel,die NPD ist un-
ser Weg“ rief der Bundesvorsitzende der
NPD, Udo Voigt, seinen Delegierten im
März 2000 zu. Eine bedeutende Äuße-
rung,auf die die Süddeutsche Zeitung (1)
im Sommer letzten Jahres in der Ver-
botsdiskussion hinwies, die aber keine
weitere Beachtung fand. War diese Äu-
ßerung doch ein wichtiger Hinweis da-
für, dass die NPD in den Fußstapfen der
NSDAP marschiert. Erst jetzt wurde sie
im Verbotsantrag des Deutschen Bundes-
tages von Prof. Dr. Günter Frankenberg
und Prof. Dr. Wolfgang Löwer wieder
aufgegriffen.Spät,aber hoffentlich nicht
zu spät.

Auffällig ist am Verbotsantrag des
Deutschen Bundestages, dass er sich
nicht an dem Verbotsantrag der Bundes-
regierung orientiert, sondern eher an die
inhaltlichen Aussagen der Alliierten
Kontrollratsgesetze zwischen 1945 und
1948 anknüpft. Das Kontrollratsgesetz
Nr. 2 vom 10. Oktober 1945 (2) fand 1948
in Artikel 139 GG seinen Niederschlag.

Die Kontrollratsgesetze führten Krite-
rien für inhaltliche Verbotsgründe und
eine Liste von Nachfolgeorganisationen
der NSDAP an. In den späteren Jahren
wurde ein Verbot der NPD mit dem Hin-
weis auf die Kontrollratsgesetze und den
Artikel 139 GG immer abgelehnt. Der
jetzt vorliegende Verbotsantrag löst die-
ses Problem inhaltlich, indem er eine
„Wesensverwandtschaft“ der NPD mit
der NSDAP nachweist.

Man kann nur Vermutungen anstellen,
warum hier ein Kurswechsel eingesetzt
hat. Vermutlich hat das Bundesverfas-
sungsgericht ein Zeichen gegeben, das
die bisherigen Verbotsbegründungen der
Bundesregierung sehr dünn waren.

Auffällig ist auch, dass der neue Ver-
botsantrag auch einen internationalen
Bezug gefunden hat. Ausdrücklich wei-
sen die Anwälte darauf hin,dass die NPD
mit ihrer „Großraumvision“ eines
„Deutschen Reiches“ gegen den 2+4-Ver-
trag von 1990 verstößt. Ein Argument,
das für das bürgerliche Lager ein zwei-

schneidiges Schwert ist. Ist nicht viel-
leicht Schäubles Theorie von Deutsch-
land als Kern von Europa auch eine
„Großraumvision“? Vermutlich wird dies
ein Hintergrund gewesen sein, warum
das bürgerliche Lager mit den neuen Be-
gründungszusammenhängen sehr vor-
sichtig war.Die CDU trägt den Beschluss
des Deutschen Bundestag nicht mit.

Der Verbotsantrag des Deutschen
Bundestages, aber auch die Entschlie-
ßung des Bundestages „Gegen Rechtsex-
tremismus, Fremdenfeindlichkeit, Anti-
semitismus und Gewalt“ (3) bieten An-
haltspunkte für die antifaschistische Ar-
beit vor Ort.Die antifaschistischen Kräf-
te sollten darüber nachdenken, wie man
diese Aussagen nutzen kann.

Jörg Detjen, Ulrike Bach

) Südddeutsche Zeitung vom 11.8.2000
2) Rechtsgutachten der Volksfront gegen Reak-
tion, Faschismus und Krieg zum Verbot der NPD,
Freiburg, 1985.
3) Deutscher Bundestag, Drucksache 14/5456 

Dokumentiert: Antrag des Bundes-
tages Wesensverwandtschaft der
NPD mit dem Nationalsozialismus
Die NPD ist aufgrund ihrer politischen
Programmatik, Strategie und Taktik, ih-
rer politischen Sprache und Rhetorik, ih-
rer affirmativ-apologetischen Darstel-
lung nationalsozialistischer Verbrechen
und ihrer nationalsozialistischen Tradi-
tionspflege eine dem Nationalsozia-
lismus wesensverwandte und daher nach
Maßgabe von Art. 21 Abs. 2 GG verfas-
sungswidrige politische Partei.
1. Politische Programmatik
Die programmatische Wesensverwandt-
schaft der NPD mit dem Nationalsozia-
lismus erschließt sich aus einer verglei-
chenden Analyse des Parteiprogramms
der NPD von 1996, der Schulungsmate-
rialien und anderer programmatischer
Schriften, der Reden und Veröffentli-
chungen von führenden Funktionären
der NPD und JN sowie der Beiträge in
den offiziellen Medien („Deutsche Stim-
me“, Internet) der Partei mit den für die
nationalsozialistische Ideologie maß-
geblichen Programmen, Publikationen
und Äußerungen von Funktionären der
NSDAP. (…)

Nachweise für die Übereinstimmung
von NSDAP und NPD im Hinblick auf
die zentralen Programmaussagen lassen
sich zahlreichen geistes- und sozialwis-
senschaftlichen Untersuchungen ent-
nehmen. (…)

Von der Wesensverwandtschaft zwi-
schen NPD und Nationalsozialismus
geht auch das Bundesverwaltungsge-
richt in einer Reihe von Entscheidungen

aus. (…) Die programmatische Überein-
stimmung ergibt sich aus den zentralen,
den politischen Kurs und die Vorstel-
lungswelt der NPD definierenden Ele-
menten: a) Ideologie der „Volksgemein-
schaft“, b) Reichsidee und Großraum-
Denken, c) Sozialdarwinismus, Ras-
sismus und d) Antisemitismus.
„Volksgemeinschaft“
(…) Die völkische Ideologie, konzipiert
als Gegensatz zur „sogenannt(en) west-
lich(en) Werteordnung“ (…) steht auch
im Zentrum der Programmatik der NPD:
„Volksherrschaft setzt die Volksgemein-
schaft voraus.“ (…) und bindet die aus
dieser „Volksherrschaft“ hervorgehende
Staatsgewalt nicht an die verfassungs-
mäßige Ordnung, sondern primär an die
„Grundziele des Volkes.“ (…)

Entsprechend der grundlegenden na-
tionalsozialistischen Stoßrichtung der
Volksgemeinschaftsideologie verkünde-
te das Mitglied des NPD-Bundesvor-
stands (von 1998 bis Anfang 2000 auch
Mitglied des Parteipräsidiums) P. L. Aae
einen „vollständige(n) Sieg über das
gegenwärtige liberalkapitalistische
Herrschaftssystem und damit verbunden
„das Einläuten einer neuen geschicht-
lichen Epoche (…) unter völkischem Pri-
mat“. (…)

Dieses Primat bekräftigte der Bundes-
vorsitzende Udo Voigt in seiner Rede vor
dem Bundesparteitag am 18./19.3.2000,
in der er die Partei aufrief, „den Men-
schen klarzumachen, welchen Wert jeder
einzelne von ihnen innerhalb einer in-
takten Volksgemeinschaft“ hat. (…)

Die NPD-Programmatik von „völki-
schem Prinzip“ und „Volksgemein-

schaft“ – letztere wie im Nationalsozia-
lismus verstanden als „Schicksals- und
Leistungsgemeinschaft“ oder „Volks-
staat“, in dem nur das „Wohl des ganzen
Volkes“ zählt, (…) offenbart ihre Wesens-
verwandtschaft zur nationalsozialisti-
schen Ideologie nicht nur hinsichtlich ih-
rer Thematik,Struktur und antiliberalen
und antiindividualistischen Stoßrich-
tung, sondern auch hinsichtlich ihrer
biologistisch-organizistischen Grundle-
gung, die sich einer raumorientierten
Wirtschafts- und Außenpolitik ver-
mittelt.Nach einer Reihe von für die NPD
typischen Äußerungen kann man einer
„Volksgemeinschaft“ nur blutsmäßig
durch Geburt angehören, müsse also
„eingebunden in den Blutstrom“ sein.
(…)

In öffentlichen Stellungnahmen leitet
der Bundesvorsitzende Voigt aus der Vor-
stellung von „Volksgemeinschaft“ eine
der nationalsozialistischen Tradition
entsprechende „raumorientierte Volks-
wirtschaft“ ab. (…)

Die NPD-Programmatik teilt mit dem
Nationalsozialismus auch das Verständ-
nis von „Volksgemeinschaft“ als Kampf-
begriff, der gegen den Liberalismus und
die durch diesen verursachten „gesell-
schaftlichen Auflösungserscheinungen“,
gegen Parlamentarismus und (Parteien-
)Pluralismus und gegen den begriff der
liberalen Demokratie in Anschlag ge-
bracht wird. (…)

In Fortführung der nationalsozialisti-
schen Traditionslinie wendet die NPD
den begriff der „Volksgemeinschaft“ seit
einigen Jahren außerdem gegen die „uto-
pische Idee der internationalen ,mensch-
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lichen Gemeinschaft‘“ und die „EU-Dik-
tatur“. (…)

Dass in der NPD-Programmatik die
Gegenbegriffe nicht in ihrem nationalso-
zialistischen Gewande auftreten,vermag
die Wesensverwandtschaft in diesem
Punkt nicht zu widerlegen, da es strate-
gische Vorsicht und die in den aktuellen
Debatten verwendete Begrifflichkeit
ganz offensichtlich der NPD nahe legen,
stattdessen als funktionales Äquivalent
die „Ausländer“, „Fremden, „Feinde der
Deutschen“, Angehörige „anderer Ras-
sen“, oder „genetisch“ Anderen, „Asy-
lanten“ oder – in direkter nationalsozia-
listischer Tradition – Juden anzuspre-
chen.
Reich
(…) Die NPD übernimmt mit ihrer
Reichsideologie das antirepublikanisch-
antidemokratische und imperialistisch-
hegemoniale Reichskonzept des Natio-
nalsozialismus. Die Reichsidee lässt sich
in zahlreichen Publikationen der NPD
und Äußerungen von Spitzenfunktionä-
ren der Partei als zentrales Element der
Parteiprogrammatik aufweisen. Bereits
1995 propagierte das „nationaldemokra-
tische Manifest“ der NPD als höchstes
Ziel die „Neuvereinigung zu einem Deut-
schen Reich“. Der Bundesvorsitzende U.
Voigt bekräftigte in seiner Rede vor dem
Bundesparteitag 2000: „Das Reich ist un-
ser Ziel, die NPD ist unser Weg.“ (…)

Dass die Reichsideologie Anschluss
sucht an die nationalsozialistische – und
nicht etwa die ältere, universalistische –
Reichsidee, signalisieren wiederholte
Hinweise auf eine „Auferstehung“,
„Wiederkehr“ oder „Wiedergeburt“ des
„Dritten Reiches“. (…)

1998 bekräftigte der Bundesvorsit-
zende U.Voigt die „Forderung zum Auf-
bau des Deutschen Reiches“ „von der
Maas bis an die Memel, von der Etsch bis
an den Belt“. (…)

Zu der von der NPD entsprechend ih-
rer Großraumvision eines „Deutschen
Reiches“ angestrebten Revision der
Grenzen, die im übrigen dem Völker-
recht, vor allem dem Zwei-plus-Vier-
Vertrag vom 12.9.1990 widersprechen,
heißt es im Parteiprogramm: „10.
Deutschland in seinen geschichtlich ge-
wachsenen Grenzen. Die Wiederherstel-
lung Deutschlands ist mit der Vereini-
gung der Besatzungskonstruktion BRD
und DDR nicht erreicht..Deutschland ist
größer als die Bundesrepublik! … Wir
fordern die Revision der nach dem Krieg
abgeschlossenen Grenzanerkennungs-
verträge.“ (…)

Es ist auch der Weg einer „harmlosen
Deutung“ – schließlich ist der Reichsbe-
griff durchaus vielgestaltig und keines-
wegs per se perhorresziert – verschlos-
sen. Es sind die Begriffsgleichzeitigkei-
ten z.B. von Volk,Volksgenosse, Blut und
Reich mit den unausgesprochenen, ver-
deckt mitzitierten oder offen angespro-
chenen nationalsozialistischen Bedeu-
tungsgehalten, die die ideologische De-
ckungsgleichheit zum Nationalsozia-

lismus für den mit der NS-Ideologie auch
nur einigermaßen Vertrauten unüberseh-
bar machen.
Sozialdarwinismus, Rassismus
(…) Die NPD lässt ausweislich zahlloser
Äußerungen ihrer Spitzenfunktionäre
und Veröffentlichungen in ihren Publi-
kationsorganen zu Sozialdarwinismus
und Rassismus selbst solche taktisch mo-
tivierte Distanz häufig vermissen. In un-
mittelbarer Anknüpfung an nationalso-
zialistische Programme und Autoren,de-
ren Begrifflichkeit übernommen oder
paraphrasiert wird,durchziehen die Pro-
grammatik der NPD mannigfache Auf-
rufe zum Kampf oder „nationalen Wider-
stand“ gegen

- die „Umvolkung zu einer afro-euro-
asiatischen Mischrasse“ (…)

die „innere biologische Heimatver-
treibung“ und „Herdenvertierung“
durch den Liberalismus (…) 

die grenzenlose Überfremdung“ durch
ein Ausländerproletariat, das „über das
weltfremde Wirtsvolk der Deutschen
herfallen wird“. (…)

Um nochmals die geistige Nähe zur
nationalsozialistischen Ideologie zu ver-
deutlich, sei noch das Parteiprogramm
der NSDAP (Punkt 4) zitiert: „Staats-
bürger kann nur sein, wer Volksgenosse
ist.Volksgenosse kann nur sein,wer deut-
schen Blutes ist,ohne Rücksicht auf Kon-
fession. Kein Jude kann daher Volksge-
nosse ein.“ Für „Juden“ im Nazi-Kon-
text stehen im NPD-Kontext alle „Ras-
sefremden“. (…)

Die nationalsozialistische Erbschaft
der sozialdarwinistischen und rassisti-
schen Ideologie der NPD lässt sich auch
hinsichtlich ihrer Funktion der Ausgren-
zung aller rassisch Anderen und Minder-
wertigen nachweisen. (…)
Antisemitismus (…)
Ausweichlich zahlreicher Äußerungen
von NPD-Funktionären und Autoren im
Parteiorgan der NPD entsprechen Frenz’
antisemitische Thesen durchaus dem po-
litischen Kurs der Partei. (…)

Zentrale Bedeutung für die politische
Programmatik, Vorstellungswelt und
Mobilisierungsstrategie der NPD hat der
indirekte Antisemitismus, der sich in der
Leugnung oder Verharmlosung des Holo-
caust und die Verhöhnung der Opfer äu-
ßert. Mit unterschiedlicher Deutlichkeit
versuchen rechtsextremistische Revisio-
nisten, ungeachtet der Strafdrohung der
§§ 130, 185, 189 StGB, die Massenver-
nichtung von Menschen und insbesonde-
re von Juden in den Gaskammern der
Konzentrationslager des Dritten Reiches
in Abrede zu stellen. (…)

Im Unterschied zum überwiegend
chiffrierten bzw.indirekten rassistischen
Antisemitismus tritt der politische Anti-
semitismus der NPD häufig direkt in Er-
scheinung. (…)

Daraus folgt, dass der sich in diesen
(Äußerungen) manifestierende Antise-
mitismus der NPD nicht nur formal über
die Mitgliedschaft und Stellung der Äu-
ßernden in der Partei, sondern hinsicht-

lich der Anhänger, die nicht Mitglieder
sind, wegen des von der Partei bereitge-
stellten organisatorischen Rahmens und
wegen der Publikation in Printmedien
der Partei zuzurechnen sind.

Strategie und Taktik

Bezüglich der Strategie der NSDAP sind
zu unterscheiden, erstens, die sog.
„Kampfzeit“ und die Phase, in der die
Partei aus taktischen Gründen den sog.
„Legalitätskurs“ einschlug, und zwei-
tens die Herrschaftspraxis nach der
„Machtübernahme“. In der frühen
„Kampfzeit“ lehnte Hitler die Beteili-
gung an parlamentarischen Wahlen ab
und propagierte die NSDAP als „Bewe-
gung“ im Gegensatz zu den Parteien.
Trotz grundsätzlicher Ablehnung des
parlamentarischen Systems erstrebte die
NSDAP nach Verbot und Wiedergrün-
dung am 26.2.1925 aus taktischen Grün-
den jedoch auf legalem Weg die Macht
und Anerkennung als Volkspartei …

Trotz unterschiedlicher Strategien in
Hinsicht auf die Machtergreifung weisen
„Kampfzeit“ und Zeit des Legalitäts-
kurses jedoch eine Übereinstimmung auf
…

Angesichts der veränderten histori-
schen, politischen, und rechtlichen Rah-
menbedingungen in der Bundesrepublik
Deutschland ist nicht zu erwarten, dass
eine das Erbe von Nationalsozialismus
und NSDAP antretetende politische Par-
tei deren Organisationsmuster und stra-
tegischen Konzepte unmittelbar im Ver-
hältnis eins zu eins kopiert …

Deutlich treten die strategische We-
sensverwandtschaft von NPD und Na-
tionalsozialismus und das taktisch-in-
strumentelle Verhältnis der NPD zur par-
lamentarischen Demokratie und zum
Parteienpluralismus in dem für die Stra-
tegie der NPD zentralen Drei-Säulen-
Konzept hervor. Zur Erreichung der
Macht und Durchsetzung ihrer politi-
schen Ziele und zur Überwindung der
nachgerade apokalyptischen Zustände
in Deutschland … stützt sich die NPD
auf: „Programmatik – Schlacht um die
Köpfe, Massenmobilisierung – Schlacht
um die Straße sowie Wahlteilnahme –
Schlacht um die Wähler“ …

Die mannigfachen Äußerungen und
Erklärungen zu Strategie und Taktik,der
Ort der Publikation sowie die Stellung
der Äußernden in der Partei rechtferti-
gen, sie der NPD als die Parteilinie kenn-
zeichnend zuzurechnen. Der operativen
Wesensverwandschaft zur NSDAP, die
sich hieraus erschließt, stehen auch nicht
vereinzelte, mit einer parlamentarischen
Demokratie prima facie systemkonforme
Aussagen entgegen, da diesen der Char-
akter von offiziellen Schutzbehauptun-
gen und taktischen Lippenbekenntnis-
sen mit begrenztem Erkenntniswert zu-
kommt, … was sich sowohl aus der Ge-
samtkonzeption der „3 Säulen“ als auch
aus der Distanzierung der NPD von „sys-
temimmanenten Konkurrenzparteien“
erschließt.“
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Milosevic hinter
Gittern und die
Selbstgerechtig-
keit der Sieger
Warum die Friedens-
bewegung keinen Grund
hat, ihre Meinung zu 
ändern 

Von  Peter Strutynski, Friedenspolitischer
Ratschlag

Beim Gezerre um den früheren jugosla-
wischen Präsidenten Slobodan Milose-
vic fühlt man sich an Gangstergeschich-
ten aus dem Chicago der 20er- und 30er-
Jahre erinnert.So mancher Gangsterboss
landete damals hinter Gefängnismau-
ern. Allerdings nicht wegen der von ih-
nen begangenen Kapitalverbrechen – die
konnten die Ermittlungsbehörden in den
seltensten Fällen nachweisen, weil oft
genug die dafür notwendigen Zeugen
rechtzeitig umgelegt wurden. Zum Ver-
hängnis wurden ihnen vielmehr ver-
gleichsweise kleine Gesetzesübertretun-
gen wie etwa Steuervergehen oder Ver-
stöße gegen das Alkoholverbot oder die
Straßenverkehrsordnung. Milosevic ist
vielfacher Kriegsverbrechen,ja sogar des
Völkermords angeklagt – nicht in Jugo-
slawien, wohl aber beim Internationalen
Sondertribunal in Den Haag. Das Pro-
blem besteht nun aber darin, dass der
Arm des Tribunals nicht bis Belgrad
reicht und die ihm zur Last gelegten Ver-
brechen von der jugoslawischen Justiz
wohl kaum als Verbrechen eingestuft
würden. Schließlich hat Milosevic jahre-
lang als gewählter Präsident und Voll-
strecker der Staatsräson in Übereinstim-
mung und mit Unterstützung der Mehr-
heit der Bevölkerung die territoriale In-
tegrität Jugoslawiens – und nach Dayton
vor allem Serbiens – zu verteidigen ge-
sucht. Selbst die Wahl seiner politischen
und militärischen Mittel entsprach in
den Augen vieler seiner Landsleute
durchaus der kriegerischen Gesamtsitu-
ation.

Nach dem im Oktober letzten Jahres
herbeigeführten Regimewechsel in Bel-
grad, der einen verhalten nationalisti-
schen Präsidenten Kostunica und einen
haltlos prowestlichen Ministerpräsiden-
ten Djindjic an die Schalthebel der poli-
tischen Macht brachte, verlor dieses kol-
lektive Einverständnis an Zugkraft. Der
Westen, der die Auflösung Jugoslawiens
und den Sturz Milosevics seit Jahren auf
seine Fahnen geschrieben hatte, legte
sich mächtig ins Zeug, um den wenig
überzeugenden militärischen Sieg 1999

Das Bundesverfassungsgericht hat am 3.
April seine Entscheidung zur Pflegeversi-
cherung veröffentlicht, die die Serie von Ur-
teilen zur Familienfinanzierung in übler
Weise fortsetzt. Wie oben dokumentiert,
bringt das Gericht in die Beziehung der Ge-
nerationen und innerhalb der Generation ei-
ne enorme Konfliktschärfe hinein. Die Kin-
derlosen lebten nach Meinung des Gerichts
auf Kosten derjenigen, die Kinder haben,
und die Alten, vor allem wenn sie pflegebe-
dürftig werden, auf Kosten der aktiven Be-
völkerung.

Selbst wenn man sich auf diese Art der
Betrachtung einlässt, sind die Berech-
nungen des Gerichts äußerst zweifelhaft.
Das Gericht sagt, die einen erbringen ei-
nen Geldbeitrag in die Versicherung, die
anderen bringen außerdem noch künfti-
ge Beitragszahler ein und haben daher
größeren Aufwand. Das Gericht gesteht
zwar ein, dass dafür innerhalb der Pfle-
geversicherung die beitragsfreie Mitver-
sicherung von Ehegatten und Kindern
stattfindet, hält das allerdings nicht für
relevant. Dass aber gesellschaftlich noch
ganz andere Transfers stattfinden, die in
eine solche Rechnung reingehörten, er-
wägt das Gericht nicht: Zahlen die „Kin-
derlosen“ nicht eventuell per Lohn- und
Einkommensteuer einen überproportio-
nalen Anteil von Kindergärten, Schulen
ja hin bis zur Polizei und den Gefäng-
nissen, in die Jugendliche gesteckt wer-
den, deren Eltern sich nicht genug um sie
kümmern? Und müsste bei einem Aus-
rechnen, wer Vorteile hat und wer Nach-
teile, nicht die sogenannte Leistungsfä-
higkeit, sprich die Einkommenshöhe be-
rücksichtigt werden? Sicher ist es so,dass
ein Akademikerehepaar mit Kindern,die
von der Frau wenigstens einige Jahre zu-
hause betreut werden, wahrscheinlich
weniger Einkommen hat als ein Ehepaar
mit gleicher Ausbildung,beide in der Be-
rufsfron, ohne Kinder. Aber: das Akade-
mikerpaar mit Kindern verfügt immer
noch über ein bedeutend höheres Ein-
kommen als ein Fabrikarbeiterehepaar
ohne Kinder; ja dass sie Kinder haben

und die anderen nicht, liegt vielleicht ge-
rade an diesem Einkommensunter-
schied. Und als Transfer betrachtet, fin-
det eine Einkommensübertrag per Steu-
ern und Versicherungen vom Fabrikar-
beiter zum Akademiker statt.

Die Beispiele sollen zeigen, dass diese
Art von Rechnungen als Grundlage für
die politischen Entscheidungen sozialen
Sprengstoff schafft, statt Benachteili-
gungen auszuräumen. Die Generatio-
nenabfolge wird in der Betrachtung des
Gerichts nicht als Solidarsystem angese-
hen.Täte man das,würde klar,dass es um
die Ansprüche der Kinder und der nach-
wachsenden Generationen geht: Sie
brauchen ausreichend Mittel, also ein
Kindergeld, das für ihr Leben reicht. Sie
brauchen Betreuung und Erziehung, al-
so vernünftig ausgestattete Einrichtun-
gen in den Gemeinden.Wenn das Gericht
politischen Druck in diese Richtung ge-
macht hätte, der allgemeine Beifall wä-
re ihm gewiss.

So aber ist ein ideologischer Beschluss
zustande gekommen. Im Materiellen
bringt er denen, die es tatsächlich
bräuchten, nahezu nichts. Der Beitrags-
satz zur Pflegeversicherung beträgt 1,7
Prozent, d.h. bei 5000 DM Bruttoein-
kommen 85 Mark, davon zahlt der Be-
schäftigte die Hälfte,also 42,50 DM.Wel-
che Gestaltungsspielräume hier für eine
Kinderermäßigung möglich sind, ist so-
fort ersichtlich: es sind immer weniger
als die z.B. für nächstes Jahr vorgesehe-
ne Erhöhung des Kindergeldes um 30
Mark je Kind.

Das Urteil des Gerichts ist vielleicht
familienfreundlich, im Sinne einer reak-
tionären Vorstellung von Familie als Ver-
band mit Oberhaupt, dem was zufließen
soll. Es ist aber bestimmt nicht kinder-
freundlich, denn für die Kinder kommt
kein Anspruch raus. Es ist aber gewiss
kinderlosenfeindlich und damit ein Ein-
griff in das Recht, sein Leben in den von
der Gesellschaft sowie schon eng genug
vorgegebenen Strukturen selbstbe-
stimmt zu gestalten. (alk)

AUS DER PE DES BUVERFG: Der Erste Se-
nat stellt eine verfassungswidrige Be-
nachteiligung von Eltern auf der Bei-
tragsseite der sozialen Pflegeversiche-
rung fest. Er geht dabei davon aus, dass
das Risiko, pflegebedürftig zu werden,
jenseits der 60 deutlich und jenseits der
80 sprunghaft ansteigt. Pflegebedürfti-
ge sind deshalb auf die Pflegeversiche-
rungsbeiträge der nachwachsenden Ge-
neration angewiesen. Auf Grund dieses
Umlagesystems profitieren die Kinder-
losen von der Erziehungsleistung der El-
tern.Beide sind darauf angewiesen,dass
genug Kinder nachwachsen, die in der
Zukunft Beiträge zahlen und ihre Pfle-

ge finanzieren. Dies ist unabhängig da-
von,ob sie selbst Kinder erzogen und da-
mit zum Erhalt des Beitragszahlerbe-
standes beigetragen haben oder nicht.
Kinderlosen, die lediglich Beiträge ge-
zahlt, zum Erhalt des Beitragszahlerbe-
standes aber nichts beigetragen haben,
erwächst daher ein Vorteil. Zwar finan-
zieren sie mit ihren Beiträgen auch die
Abdeckung des Pflegerisikos der bei-
tragsfrei versicherten Ehegatten und
Kinder mit. Insgesamt wird der Vorteil,
den Kinderlose durch das Aufziehen der
nächsten Generation erlangen, durch
die Umlage für die Familienversicherten
aber nicht aufgezehrt.

Verfassungsgericht urteilt zur Pflegeversicherung

Interessierte Rechenkünste statt Solidarität
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nun doch noch in einen vollständigen po-
litischen Sieg zu verwandeln. Dazu mus-
ste Belgrad nur noch die ehemalige
Staatsführung mit Milosevic an der Spit-
ze an das Kriegsverbrechertribunal in
Den Haag ausliefern. Um dies zu errei-
chen, zeigte man Belgrad die gängigen
Folterwerkzeuge, die der Westen unter-
halb der Schwelle der Kriegsdrohung an-
zuwenden beliebt: finanzielle und öko-
nomische Erpressung. Die US-Adminis-
tration hatte der serbischen Führung ein
Ultimatum gestellt: Entweder Milosevic
wird bis zum 1. April verhaftet, oder die
in Aussicht gestellte Finanzhilfe von 100
Millionen US-Dollar wird nicht über-
wiesen.Ministerpräsident Djindjic droh-
te seinen eigenen Landsleuten damit, die
Regierung würde stürzen und das Land
in Chaos versinken, wenn die amerikani-
sche Finanzhilfe nicht käme.

In den frühen Morgenstunden des 1.
April gelang es der neuen Staatsmacht,
Milosevic in seiner Villa festzusetzen und
ins Zentralgefängnis zu überführen. Der
Verhaftung war eine 26-stündige Bela-
gerung voran gegangen, in dessen Verlauf
sich Leibwächter und Anhänger des ehe-
maligen Präsidenten mit Sondereinhei-
ten der Polizei einen Schusswechsel lie-
ferten.Unbestätigten Meldungen zufolge
ist die Kommando-Operation der Polizei
durch die jugoslawische Armee verhin-
dert worden, die Soldaten zur Bewa-
chung der „Residenz“ abgestellt hatte.
Die Zeitung Politika berichtete, Gene-
ralstabschef General Nebojsa Pavkovic
selbst habe damit die Festnahme Milose-
vics vereitelt. Fest steht jedenfalls, dass
Milosevic erst nach langen Verhandlun-
gen zur Aufgabe bereit war und sich der

Justizbehörde schließlich selbst gestellt
hat. Präsident Kostunica soll zuvor das
Versprechen abgegeben haben,Milosevic
nicht an das Haager Tribunal auszulie-
fern.

Damit befolgt Kostunica nur die Ver-
fassung Jugoslawiens, die eine Ausliefe-
rung von Staatsbürgern nicht vorsieht.
Hinzu kommt, dass die gegen Milosevic
erhobenen Anklagepunkte einen Prozess
im eigenen Land erforderlich machen,
geht es doch um ihm zur Last gelegte De-
likte wie „Amtsmissbrauch“ und „Wirt-
schaftskriminalität“ bzw. Korruption.
Sollte Milosevic verurteilt werden, droht
ihm dafür eine Höchststrafe von fünf
Jahren. Nicht genug in den Augen des
serbischen Innenministers Dusan Mihaj-
lovic, der die martialische Aktion mas-
kierter Sicherheitskräfte in der Nacht
vom 30.auf den 31.März angeordnet hat-
te.Nicht genug natürlich auch in den Au-
gen des serbischen Ministerpräsidenten
Zoran Djindjic, der schon immer den
Standpunkt vertrat, Milosevic gehöre als
Hauptkriegsverbrecher vor das Sonder-
tribunal in Den Haag. „Djindjic, der
Pragmatiker“, so kommentierte die Süd-
deutsche Zeitung, „sucht die Nähe zum
Westen.Er weiß um die Abhängigkeit sei-
nes Landes von internationalen Aufbau-
geldern, und er ist bereit, diese Finanz-
hilfe auch als Kopfgeld auf Milosevic zu
akzeptieren. Deshalb scheute er sich
nicht einmal vor der Pikanterie, die sei-
nem serbischen Innenministerium
unterstellten Polizeikräfte just an dem
Tag zuschlagen zu lassen, an dem ein an
Washingtoner Hilfsgelder geknüpftes
Ultimatum ablief. Djindjic selbst dürfte,
auch wenn er das nicht offen zu sagen

wagt, kein Problem damit haben, Milo-
sevic wie gefordert an das Haager Tribu-
nal auszuliefern.“ (SZ, 02.04.2001) 

Auch die Vereinigten Staaten und die
deutsche Bundesregierung dürften sich
mit dem bisherigen Verlauf der Staats-
aktion nicht zufrieden geben.Der NATO-
Krieg gegen Jugoslawien vor zwei Jahren
war schließlich nicht um den Kosovo ge-
führt worden, sondern um den wider-
spenstigen Machthaber in Belgrad end-
gültig los zu werden. Die bürgerkriegs-
ähnliche Situation im Kosovo diente als
Vorwand, um das letzte „sozialistische“
oder sagen wir besser: „nicht westliche“
Regime in Europa zu beseitigen.Auch um
von den eigenen Kriegsverbrechen abzu-
lenken (und der Krieg selbst war schon
ein Verbrechen gegen das Völkerrecht),
musste das ideologische Kesseltreiben
gegen den zum „Hitler des Balkan“ dä-
monisierten Milosevic aufrecht erhalten
werden. Ein Prozess gegen Milosevic –
und nur gegen Milosevic – könnte auch
das dem Westen ungelegene Auftreten
der terroristischen UCK in Makedonien
vergessen machen. Dabei dürfte es uner-
heblich sein, ob der Prozess ausschließ-
lich in Belgrad oder – wie es Djindjic ver-
spricht – „zunächst“ in Belgrad und
„später“ in Den Haag stattfinden wird.
In ersten Reaktionen haben Kroatien und
die Vertreter der Kosovo-Albaner eine so-
fortige Auslieferung an das Kriegsver-
brecher-Tribunal gefordert. Russland
warnt dagegen vor einem solchen
Schritt. Die Chefanklägerin des Tribu-
nals, Carla del Ponte, und Vertreter von
EU und Nato werteten die Festnahme als
ersten Schritt hin zu einer Auslieferung
Milosevics nach Den Haag und als wich-

Der Westen verlangt die Auslieferung
Milosevics an das Kriegsverbrechertri-
bunal in Den Haag. Ginge es bei diesem
Internationalen Gerichtshof um die Auf-
klärung der Verbrechen, die mit und in
den Kriegen der Zerteilung Jugoslawiens
verübt wurden, wäre nichts einzuwen-
den.Ginge es nämlich um die Aufklärung
von Kriegsverbrechen, dann müssten
sich namhafte Vertreter westlicher Län-
der ebenso verantworten wie die jeweili-
gen politischen Führungen in den Repu-
bliken des zerteilten Jugoslawien, ange-
fangen vom seinerzeitigen deutschen
Außenminister Genscher,der mit der An-
erkennung Kroatiens ein hohes Maß an
Verantwortung für die nachfolgenden
Bürgerkrieg trägt, bis hin zu den Staats-
und Regierungschefs, Kriegs- und
Außenministern der NATO-Länder, die
mit dem Angriffskrieg auf Jugoslawien
Völkerrecht brachen und die Regeln des
humanitären Kriegsvölkerrechts ver-
letzten. Doch um Aufklärung und juris-
tische Bewältigung geht es nicht.

Schon vor der Einrichtung des Kriegs-

verbrechertribunals war Serbien und für
Serbien Milosevic als Ursache, alleinige
oder doch fast alleinige Ursache der ju-
goslawischen Kriege  verdammt. Ein ge-
wichtiger Zweck seiner Einrichtung war,
diese Verdammung in die Form des
Rechts zu kleiden. Die Folgen dieser Ver-
gewaltigung des Rechts zur Legitimation
gewaltsamer Neuordnung Europas und
der Welt sind noch nicht absehbar.

Milosevis Verurteilung,sollte er jemals
vor dieses Kriegsverbrechertribunal ge-
langen, steht fest, lange bevor er in Den
Haag eintrifft. Seine Anklage beinhaltet
bereits den Schuldspruch; das zeigen
auch die kurzen Presseauszüge. Zwar
wird ihm, wenn er denn ausgeliefert
wird, die Möglichkeit zur Verteidigung
formell eingeräumt werden, doch tat-
sächlich bleibt die Wirkung einer solchen
Verteidigung rein kosmetisch bleiben.
Das Tribunal fungiert als Richter, Ge-
schworene, Berufungsgericht und An-
klagebehörde in einem, die sog. Weltöf-
fentlichkeit als Lynchmob.

scc

Auszüge aus der Presse
vom 2.4.
„Die Vorwürfe, die Milosevic gemacht
werden, laufen auf Amtsmissbrauch
durch persönliche Bereicherung hinaus –
also der berühmte Griff in die  Portokas-
se, allerdings in eine üppig gefüllte … Ob
nicht nur der Dieb Milosevic bestraft
wird,sondern auch der Staatsverbrecher,
der vor mehr als einem Jahrzehnt Feuer
an das balkanische Pulverfass gelegt hat-
te und direkt wie indirekt für den Tod
Zehntausender verantwortlich ist, das
könnte wieder zum Gegenstand von
Streit in der jugo-serbischen Führung
werden.“ (FAZ)

„Milosevic soll als ,gewöhnlichem Kri-
minellen’ der Prozess gemacht werden.
Für die Opfer der vier Balkankriege ist
dies bestimmt eine abstoßende Vorstel-
lung. (…) … lassen sich die verschiede-
nen Gründe für Prozesse gegen den Auto-
kraten von gestern kaum getrennt be-
trachten. Milosevic hat seine Landsleute
ausgeraubt, um die verheerenden Kriege
zu finanzieren, für die er in Den Haag zur
Verantwortung gezogen werden soll. Der
Dieb Milosevic lässt sich vom mutmaß-

DAS URTEIL STEHT SCHON FEST
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Krise zwischen
USA und China
verschärft sich
Forderung der VR Chinas
nach Stopp der Waffenlie-
ferung an Taiwan und
Stopp der Spionageflüge
sind gerechtfertigt

Die derzeitige Auseinandersetzung zwi-
schen der VR China und den USA kommt
nicht unerwartet.Sowohl die chinesische
als auch die US-amerikanische Regie-
rung haben in den vergangenen Monaten
deutlich zu verstehen gegeben, dass sie
beide am Ausbau ihrer politisch-ökono-
misch Dominanz im asiatischen Raume
arbeiten. Zwangsläufig ist da der  Streit
angesagt.Wer auch immer nun den Luft-
zwischenfall ausgelöst hat, er kommt ge-
rade recht. Dabei ist es nicht der Antritt
der Regierung Bush, der die Situation
verschärft. Dieser setzt nur fort, was
schon in der Clinton-Regierung Hand-
lungsstrategie gegenüber der Politik
Chinas in Asien war. Zwei Beispiele aus
dem November letzten Jahres mögen das
illustrieren.

Ende November fand in Brunei die
Konferenz der Asean-Staaten statt. Die-
ser Staatenverbund wurde in Nach-
kriegszeiten von den USA initiiert, um
den wachsenden Einfluss der VR China
und der UdSSR in Asien einzudämmen.
An der Tagung in Brunei nun nahm die
VR China teil, sodass diese Konstruktion
als Asean+1-Treffen in die politische Ter-
minologie eingeführt wurde. Die USA
wollten hier als Gegenpol zur VR China,
dass Indien in dieses Konglomerat auf-
genommen wird. Die Reaktion der chi-
nesischen Regierung kam prompt. Den
gewachsenen ökonomischen Einfluss in
der Region ausnutzend, verhinderte die
chinesische Delegation (obwohl nicht
Mitgliedstaat der ASEAN) den Beitritt
Indiens. Ein entscheidender Grund für
die Ablehnung war, dass die Beteiligung
Indiens als Atommacht den chinesischen
Anstrengungen „zur Förderung der Ein-
richtung einer Zone des Friedens, der
Freiheit und Neutralität in der Region
und insbesondere einer südostasiati-
schen atomwaffenfreien Zone“ (Xinhua
26.11.2000) abträglich wäre. Ein offener
Affront gegen die USA, und die Reaktion
folgte auf dem Fuße.

Der scheidende US-Präsident Clinton
erließ im November das Gesetz über die
„Zuweisung von Haushaltsmitteln für
Auslandsaktivitäten, Exportfinanzie-
rung und damit verbundene Programme
2001“. Mit seiner Unterschrift unter das
Gesetz, das bereits vor Monaten erfolg-

tigen „Beitrag für die Stabilität“ auf dem
Balkan. Auch Bundesaußenminister Fi-
scher, Frankreichs Staatspräsident Chir-
ac und der britische Außenminister Ro-
bin Cook begrüßten die Entwicklung in
Belgrad. Außenminister Fischer machte
in Berlin deutlich, dass Deutschland
weiterhin auf einer Überstellung von Mi-
losevic an das Kriegsverbrechertribunal
besteht. Ihnen allen scheint es allein auf
das Ergebnis anzukommen: Ein Schuld-
spruch nicht nur wegen Amtsmissbrauch
und Korruption, sondern auch wegen
„Vertreibung“ und „Völkermord“ muss
es sein! Die Welt am Sonntag formulier-
te ihre Erwartung folgendermaßen:
„Wenn es der jugoslawischen Justiz ge-
lingt, die jüngste Vergangenheit mit Hil-
fe rechtsstaatlicher Maßstäbe aufzuar-
beiten, kann sie damit der ganzen Welt
beweisen, dass das Land auf dem Weg
nach Europa vorangekommen ist und in
der Gemeinschaft der Rechtsstaaten ei-
nen berechtigten Platz hat.“ (Die Welt am
Sonntag, 1.4.2001) Wir dürfen das doch
dahingehend interpretieren: Jugoslawi-
en ist erst dann in Europa angekommen,
wenn es begreift, das Kriegsgeschehen
auf dem Balkan und den Zerfall des ei-
genen Staates mit den Maßstäben der
Sieger zu beurteilen. Diese Maßstäbe
sind beileibe nicht dem Recht, schon gar
nicht dem Völkerrecht entnommen.

Anlässlich des zweiten Jahrestags des
Beginns des NATO-Kriegs haben zwei
bekannte Hamburger Friedensforscher
in einem offenen Brief an die Bundes-
tagsabgeordneten vom Parlament ver-
langt, dass der Krieg endlich „aufgear-
beitet“ werden müsse. Der gängigen
„selbstgerechten Betrachtung“ des Krie-

ges, die zwar das von Milosevic verant-
wortete Unrecht anprangert, dabei aber
die eigenen Rechtsbrüche übersieht,stel-
len Dieter S.Lutz und Reinhard Mutz die
Forderung entgegen, endlich eine umfas-
sende völker- und verfassungsrechtliche
Prüfung der deutschen Kriegsteilnahme
einzuleiten. „Die Stärke des Rechts muss
– so unser Anliegen – wieder an die Stel-
le des Rechts des Stärkeren treten!“ 

Die Friedensbewegung hat den NA-
TO-Krieg von Anfang an als eindeutigen
Bruch des Völkerrechts bekämpft, ob-
wohl sie sich insgesamt nie mit der Poli-
tik Milosevics identifiziert hat. Sie täte
gut daran, sich auch heute nicht mit der
pauschalen Verurteilung Milosevics als
dem „schlimmsten Kriegstreiber in Eu-
ropa seit Hitler“ (so die Hessische Allge-
meine – Sonntagszeitung – am 1.4.2001)
gemein zu machen, sondern nach den
internen und externen Ursachen der
Balkankonflikte der 90er-Jahre sowie
nach den Verlaufsformen der Gewaltspi-
rale in den Kriegen und Bürgerkriegen
im ehemaligen Jugoslawien zu fragen.
Diese Kriege hatten weit mehr als nur ei-
nen Vater.

Ein Tribunal, vor dem sich nur Milo-
sevic zu verantworten hätte, nicht aber
die Befehlshaber jener NATO-Bomber,
die gezielt zivile Ziele in Jugoslawien an-
gesteuert haben, die Brücken, Fabriken
und Krankenhäuser bombardieren lie-
ßen und die die Parlamente und die Be-
völkerung mit Lügen und Gräuelmel-
dungen zur Kriegsbereitschaft hin mani-
puliert haben – ein solches Tribunal wür-
de wohl kaum der Gerechtigkeit dienen.

Quelle: www.uni-kassel.de/fb10/frieden

lichen Kriegsverbrecher Milosevic nicht
trennen.“ (Tagesspiegel)

„… auch die nicht-serbischen Opfer der
jugoslawischen beziehungsweise serbi-
schen Politik und die Welt in Gestalt der
Vereinten Nationen haben ein Anrecht
darauf, dass sich Milosevic für seine Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit ver-
antworten muss. (…) Ohne einen Prozess
in Den Haag gegen den Hauptschuldigen
– aber keineswegs Alleinschuldigen – an
vier Balkankriegen wäre das 1993 ad hoc
eingesetzte Kriegsverbrechertribunal
für das ehemalige Jugoslawien nur eine
Episode im Völkerrecht – und keine Etap-
pe auf dem mühsamen Weg von den
Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen
zum ständigen Internationalen Ge-
richtshof. (…) Das UN-Tribunal braucht
also Slobodan Milosevic.“ (FR)

„Es dürfte … nicht schwer fallen, Milo-
sevic Machtmissbrauch und Korruption
nachzuweisen und ihn dafür mit der
Höchststrafe von fünf Jahren zu belegen.
Doch damit ist der Gerechtigkeit keines-
falls Genüge getan. (…) Denn die Haupt-
leidtragenden seiner Herrschaft waren
nicht die Serben, sondern die Nachbar-

völker, die unter seiner Führung von den
Serben mit vier Kriegen überzogen wur-
den. Das ihnen zugefügte Leid und Un-
recht kann nur an einem Ort gesühnt
werden: vor dem eigens dazu geschaffe-
nen Kriegsverbrecher-Tribunal der Ver-
einten Nationen. Erst mit einer Über-
stellung Milosevics nach Den Haag ist die
serbische Wende vollzogen.“ (SZ)

„Ließe man von der Forderung ab, den
Diktator vors Kriegsverbrechertribunal
zu stellen,brächte man sich selbst um die
Früchte einer seit Dayton 1995 verfolg-
ten Politik. Der internationalen Gemein-
schaft gelang es … eine konsistente Stra-
tegie für die Etablierung demokratischer
Regierungen und für die wirtschaftliche
Integration des gesamten Balkans zu
entwickeln. (…) Den Haag ist der Platz
für den Prozess gegen Milosevic. Dabei
reicht es nicht, ihn wegen der Verbrechen
im Kosovo anzuklagen – auch die Ver-
brechen in Bosnien und Kroatien müssen
endlich gesühnt werden. In dieser Frage
darf es keinen Kuhhandel geben.“ (taz)

(Eine ausführliche Zusammenstellung der Pres-
se findet sich unter: http://www.uni-
kassel.de/fb10/frieden/Welcome.html



8 AUSLANDSBERICHTERSTATTUNG • PB 8/2001

reich beide Häuser des amerikanischen
Parlaments passiert hatte, gab Clinton
u.a. Mittel für Programme im Haushalts-
jahr 2001 frei, die von der chinesischen
Regierung als nicht hinnehmbare Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten
Chinas und Verletzung der allgemeinen
Normen des internationalen Rechts an-
gesehen werden. Darunter fällt die Fi-
nanzierung einer Kommission, die die
Menschenrechtssituation in China über-
wachen und dem Kongress jährlich Be-
richt darüber erstatten soll, ebenso wie
die Vergabe von amerikanischen Staats-
mitteln an NGOs, die für eine Demokra-
tisierung in China eintreten, oder die Be-
reitstellung von Mitteln an tibetische
Flüchtlinge zum Ankauf von Land im
nordindischen Exil.

Eine Bestimmung in dem Gesetz, die
Konsultationen mit dem Kongress über
amerikanische Waffenverkäufe an Tai-
wan vorsieht,wurde von der Kommission
für Außenpolitik des Nationalen Volks-
kongresses (NVK) als antichinesisch und
schwerwiegender Verstoß gegen ameri-
kanisch-chinesische Vereinbarungen ge-
wertet. Der Sprecher des chinesischen
Außenministeriums Zhu Bangzao beton-
te, mit diesem Gesetz unterstützten die
USA Separatisten und andere China
feindlich gesonnen Elemente, mischten
sich in die inneren Angelegenheiten Chi-
nas ein und instrumentalisierten die The-
men Taiwan, Menschenrechte und Tibet.
um den Interessen Chinas schweren
Schaden zuzufügen.

In einer Erklärung wandte sich ein
Sprecher der Kommission für Außenpo-
litik des NVK insbesondere gegen die
Taiwan betreffenden Bestimmungen, die
einen schwerwiegenden Verstoß gegen
das gemeinsame Kommunique der USA
und der VR China vorn 17. August 1982
darstellten, mit dem sich die USA ver-
pflichtet hatten, nicht längerfristig Waf-
fen an Taiwan, zu verkaufen, Qualität
und Quantität der an Taiwan gelieferten
Waffen auf dem Niveau der ersten Jahre
nach Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen zur VR China einzufrieren und
schrittweise bis zu einer endgültigen Lö-
sung des Problems zu reduzieren. Im
Gegensatz zu ihrer Verpflichtung aus die-
sem Kommunique hätten die USA in den
letzten Jahren keineswegs ihre Waffen-

lieferungen an Taiwan eingestellt, son-
dern vielmehr sowohl qualitativ als auch
quantitativ ausgeweitet, was nicht nur
zur Stärkung der „Arroganz“ derjenigen
Kräfte in Taiwan beigetragen habe, die
für eine Unabhängigkeit der Insel ein-
treten, sondern auch zu einer gespannten
Lage geführt habe und die friedliche
Wiedervereinigung behindere.

Transportrouten und Rohstoffquellen

Nicht zufällig fand der Luftzwischenfall
gerade über dem Chinesischen Meer
statt.

Die Gegend ist Schauplatz eines Kon-
fliktes, der in den vergangenen Jahr-
zehnten immer wieder zu militärischen
Zwischenfällen zwischen China und sei-
nen südostasiatischen Nachbarn geführt
hat. Anlass ist der Streit um die Besitz-
rechte von mehr als 200 Inseln,Riffen und
Felsen,die Teil der Inselgruppen Paracels
und Spratlys sind. Die Amerikaner ha-
ben die Bedeutung dieser Auseinander-
setzung zur Ausnutzung ihrer Interessen
früh erkannt und wirken entsprechend.
Um jede Bewegung dort besser kontrol-
lieren zu können, deshalb auch die häu-
figen Spionageflüge in der Region.

Die Bedeutung dieser Inseln liegt in
ihrer strategischen Lage und ihrem mög-
lichen wirtschaftlichen Potenzial. Von
zentraler Bedeutung ist, dass die beiden
Inselgruppen inmitten von wichtigen
internationalen Schifffahrtrouten lie-
gen. Nach Schätzungen wird ein Viertel
des per Schiff transportierten Welthan-
dels durch das
Südchinesische
Meer transpor-
tiert. Allein acht-
zig Prozent der ja-
panischen Ölim-
porte werden
durch diese Ge-
wässer angelie-
fert. Für eine gro-
ße Seemacht wie
die Vereinigten
Staaten spielt zu-
dem eine Rolle,
dass die Route
durch das Südchi-
nesische Meer die
schnellste Verbin-
dung vom Pazifik

in den Indischen Ozean darstellt.
Großes Interesse hat man in Asien

auch an den Rohstoffvorkommen, die in
der Umgebung der Inseln vermutet wer-
den. Schätzungen gehen von mehreren
Millionen Tonnen Erdöl und Erdgas aus.
Zwar ist unklar, ob sich eine Ausbeutung
der Vorkommen überhaupt lohnt, da sie
teilweise in großer Tiefe liegen. Mehrere
Anrainerstaaten haben jedoch schon
Bohrkonzessionen an große internatio-
nale Ölfirmen vergeben.Vor allem die VR
China scheint zu hoffen, dass sie hier zu-
sätzliche Quellen zur Deckung seines
ständig steigenden Energiebedarfs er-
schließen kann. Auch die reichhaltigen
Fischgründe im Südchinesischen Meer
stellen einen interessanten wirtschaft-
lichen Faktor für die meist unterentwi-
ckelten Volkswirtschaften der Anrainer-
staaten dar.

All dies hat dazu geführt, dass insge-
samt sechs Länder Ansprüche auf das
Gebiet erheben. China,Taiwan und Viet-
nam beanspruchen die Hoheit über alle
Paracel- und Spratly-Inseln; die Philip-
pinen, Malaysia fordern Teile der Sprat-
lys für sich. Auch Indonesien ist mittel-
bar in den Konflikt verwickelt, weil sich
der  chinesische Anspruch mit der 200-
Meilen-Wirtschaftssonderzone um die
indonesische Insel Natuna überschnei-
det. Dort liegt eines der größten Erdgas-
vorkommen der Welt.

Die VR China glaubt in der Ausein-
andersetzung am längeren Hebel zu sit-
zen. Zum einen glaubt sie nicht, das die
USA mit Wirtschaftssanktionen hantie-
ren werden, weil die Abhängigkeit vieler
US-amerikanischer Unternehmen vom
chinesischen Markt zunimmt. Zum an-
deren glaubt die chinesische Regierung,
dass die asiatischen Staaten keine poli-
tische oder gar militärische Krise (z.B. in
der Taiwan-Frage) in der Region dulden
werden und ihren Einfluss dahingehend
bei der US-Regierung geltend machen.
Insofern können auch die berechtigten
Forderungen der VR Chinas auf Einhal-
tung der Verträge, also keine Waffenlie-
ferung an Taiwan und sofortiger Stopp
der Spionageflüge, auf Unterstützung in
der Region rechnen.

hav



Belgrad: Proteste gegen
Djindjic-Regierung

Etwa 3000 Anhänger des ehemaligen ju-
goslawischen Präsidenten Slobodan Mi-
losevic haben in Belgrad gegen dessen In-
haftierung demonstriert. Die Demon-
stranten hatten sich am vergangenen
Sonntag vor dem Sitz der serbischen Re-
gierung versammelt und das regierende
DOS-Bündnis beschimpft. Ministerprä-
sident Zoran Djindjic bezeichneten sie
als einen „NATO-Söldner und Verräter“.

Auf Milosevics Anweisung wählte die
oppositionelle Sozialistische Partei Ser-
biens,deren Chef Milosevic ist,am Sonn-
tag einen vorläufigen stellvertretenden
Parteivorsitzenden. Es ist der ehemalige
jugoslawische Außenminister Zivadin
Jovanovic. Milosevic bleibt weiter Par-
teipräsident. Gegen Jovanovic wurde am
gleichen Tag Strafanzeige wegen Amts-
missbrauchs in seiner Ministerzeit er-
stattet.

Kritik an einem geplanten Gesetz über
eine Zusammenarbeit mit dem UNO-Tri-
bunal, das eine Überstellung Milosevics
nach Den Haag ermöglichen würde, äu-
ßerte unterdessen die an der Regierung
beteiligte Sozialistische Volkspartei
(SNP) Montenegros.

SNP-Parteichef Bulatovic forderte,
mutmaßliche serbische Kriegsverbre-
cher müssten sich vor jugoslawischen
Gerichten verantworten. Die SNP werde
deshalb im jugoslawischen Parlament
gegen das Gesetz stimmen.

Montenegro: Vier Bündnisse formie-
ren sich vor Parlamentswahlen
Vier Koalitionen und neun Parteien ha-
ben sich bei der Wahlkommission für die
vorgezogenen Parlamentswahlen am 22.
April registrieren lassen. Montenegros
Wähler müssen sich aber für oder gegen
Jugoslawien entscheiden. Nach dem Vo-
tum vom Mai 1998 finden schon zum
zweiten Mal vorgezogene Parlaments-
wahlen in der jugoslawischen Republik
Montenegro statt.

Dem vom Westen unterstützten Präsi-
denten Milo Djukanovic und seiner De-
mokratischen Partei der Sozialisten
(DPS) geht es gar nicht um mehr Rechte
und Gleichberechtigung innerhalb der
jugoslawischen Föderation, sondern um
die Unabhängigkeit der Republik.Konn-
te sich die DPS bei den letzten Wahlen
noch auf eine breite Koalition und die
Unterstützung der Parteien der Albaner
und der Moslems als Milosevics Gegner
stützen, so steht heute nur noch die na-
tionalistische Sozialdemokratische Par-
tei (SDP) an ihrer Seite. Gemeinsam ha-
ben sie das Wahlbündnis „Der Sieg ge-
hört Montenegro“ gebildet und verspre-
chen ihren potenziellen Wählern nach
der Wahl ein Referendum über den zu-
künftigen Status Montenegros. Dabei
lassen sie keinen Zweifel daran, dass ihr
Ziel Unabhängigkeit heißt.

Diesem Bündnis steht die Koalition
„Gemeinsam für Jugoslawien“ gegen-
über. Sie wird von der neuformierten So-
zialistischen Volkspartei (SNP), die den

jugoslawischen Ministerprä-
sidenten Zoran Zizic stellt,
der Volkspartei (NS), die aus der
jetzigen Regierung ausgeschieden
ist,und der Serbischen Volkspartei (SNS)
gebildet.Weitere Wahlbündnisse sind die
„Kommunistischen und Arbeiterpar-
teien für Jugoslawien und die Macht der
Arbeiterklasse“ und  die „Bosnisch-mos-
lemische Koalition in Montenegro“. Zu
beachten sind noch die beiden albani-
schen Parteien, der Demokratische Bund
und die Demokratische Union der Alba-
ner, denen es allerdings nicht gelungen
ist, ein Wahlbündnis zu bilden.

Rau sprach vor EU-Parlament
Bundespräsident Johannes Rau fordert
als Konsequenz aus der Skepsis vieler
Bürger gegenüber der Europäischen
Union (EU) eine umfassende Neuord-
nung der Gemeinschaft und eine euro-
päische Verfassung. Rau sagte am Mitt-
woch in einer Grundsatzrede vor dem
EU-Parlament in Straßburg, viele Men-
schen hätten Sorgen, weil sie den kom-
plizierten Einigungsprozess nicht durch-
schauten.Die Antwort darauf sei eine eu-
ropäische Verfassung. Diese muss nach
Ansicht des Staatsoberhauptes die EU
klar strukturieren und verhindern, dass
die EU zum „zentralistischen Super-
staat“ wird.Die PDS-Europaabgeordne-
te Sylvia-Yvonne Kaufmann begrüßte
Raus Vorschlag zur Einrichtung eines
Konvents, an dem Abgeordnete der na-
tionalen Parlamente und des Europäi-
schen Parlaments gleichberechtigt mit
den Vertretern der Regierungen Vor-
schläge für die Gestaltung der Zukunft
Europas entwickeln sollen. Notwendig
sei zugleich eine breite öffentliche De-
batte darüber.Die Zukunft Europas dür-
fe nicht auf Markt und gemeinsame Wäh-
rung begrenzt bleiben.

IPU-Konferenz: Castro warnt vor
neuem Kalten Krieg
In Havanna fand die 105. Konferenz der
Interparlamentarischen Union statt. In
Kubas Hauptstadt berieten über 1400
Abgeordnete aus 120 Ländern über Ab-
rüstung,Weltwirtschaft und soziale Ent-
wicklung. Die Parlamentarische Vereini-
gung trifft sich zweimal jährlich. Kubas
Präsident Fidel Castro warnte auf der
Konferenz vor der Gefahr eines neuen
Kalten Krieges und eines neuen Wettrüs-
tens. „Am Horizont zeichnet sich die
Möglichkeit eines Kalten Krieges ab, der
ein verzweifeltes Wettrüsten auslösen
könnte, da derzeit weder eine der großen
Nationen noch ein Staatenbund freiwil-
lig zur Abrüstung bereit sind“, so Castro.
Er kritisierte, dass keine USA-Delega-
tion nach Havanna gekommen sei. „Das
nordamerikanische Parlament hätte we-
nigstens die Gelegenheit gehabt, sich
darüber zu informieren, was andere den-
ken.

Zusammenstellung: hav
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PPrrootteessttee  ggeeggeenn
RReeggiieerruunngg  uunndd
IIWWFF  iinn  IIssttaann--
bbuull  – In Istan-
bul demon-
strierten am
letzten Woche-
nende Tausen-
de gegen die
Wirtschaftskri-
se in der Tür-
kei. Die De-
monstranten
forderten den
Rücktritt der
Regierung.
Hintergrund
für die zuneh-
mende Krise in
der Türkei ist
u.a. das Wirt-
schaftspro-
gramm, das
der Internatio-
nale Wäh-
rungsfonds
dem Land auf-
genötigt hat.
(Bild: ND)
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Erich-Mühsam-Preis für Mumia Abu-
Jamal – 12. Mai weltweite Aktionen
LÜBECK. Den mit 5.000 Mark dotierten
Erich-Mühsam-Preis erhält in diesem
Jahr  Mumia Abu-Jamal. Der Lübecker
Galerist Frank-Thomas Gaulin stiftet
diesen Preis alle zwei Jahre für Ideen und
Werke im Sinne Mühsams. Die Jury
schreibt: „Mit der Preisverleihung soll
die Forderung von amnesty international
nach einem neuen Prozess unterstützt
werden, damit alle Beweise zugelassen
werden und auf diese Weise die Unschuld
Mumia Abu-Jamals bewiesen werden
kann.“ Die Preisverleihung findet am 27.
Mai 2001 im Rahmen einer öffentlichen
Feier statt. Gleichzeitig wird im Budden-
brook-Haus dann die neue „Edition Mu-
mia Abu-Jamal“ präsentiert. Im Mittel-
punkt steht eine Mumia-Biographie  in
deutscher Sprache „On a move“ des ame-
rianischen Autors Terry Bisson. Daneben
erscheinen die Bücher von Abu-Jamal
„…aus der Todeszelle“ und „Ich schreibe
um zu leben“ in neuer Auflage. – Für den
12. Mai rufen weltweit Unterstützungs-
gruppen zu einem Aktionstag auf. Und
am „Tag X“, dem 1. Tag, an dem Mumia
zur Anhörung vor Gericht erscheint,wird
es eine große Mobilisierung geben. „The
whole world is watching!“ www.mu-
mia.de und freiheitfuermumia.de

Pyjama-Aktion für ein Nachtflug-
verbot am Frankfurter Flughafen
FRANKFURT/MAIN. Am 24. März fand um
11.00 Uhr die erste Pyjama-Aktion von
Bürgerinitiativen gegen die drohende
Flughafenerweiterung und für ein
Nachtflugverbot von 22.00 bis 6.00 Uhr
in der Abflughalle A des Terminals 1 des
Frankfurter Flughafens statt. Mehrere
hundert Menschen, darunter viele Fami-
lien mit Kindern, demonstrierten fried-
lich, aber entschlossen gegen die ständi-
ge, nächtliche Ruhestörung durch Flug-

lärm, insbesondere gegen den Hauptru-
hestörer Deutsche Lufthansa. Die Pro-
testierenden packten Pyjamas, Schlafsä-
cke und Isomatten aus, um ihren nächt-
lichen Schlaf nachzuholen, den ihnen die
Fluggesellschaften, an erster Stelle die
Deutsche Lufthansa, nachts rauben. Ein
reichliches Angebot von gut 100 Sicher-
heitskräften gegenüber 500 Demonstra-
ten machte erneut deutlich, dass die an-
dere Seite mit neuen, intelligenten Pro-
testformen nicht recht umzugehen weiß,
betonte ein Sprecher des Bündnisses der
Bürgerinitiativen. Im Verlauf der Aktion
wurde in der Abflughalle A (Lufthansa
Check-In) nicht mehr abgefertigt. Die
Passagiere mussten direkt an den Ab-
fluggates einschecken. Die von den De-
monstranten verteilten „Flugtickets“ mit
Informationen über das Fluglärmpro-
blem in fünf Sprachen stießen auf großes
Interesse. BI 24.3. –  Fotos: Volker Pagel

www.flughafen-bi.de/

Bundesweites Treffen in Leipzig
von Gruppen gegen Abschiebehaft
LEIPZIG. Am 7./8. April kamen mehr als
30 Abschiebehaftinitiativen aus der ge-
samten Bundesrepublik nach Leipzig.
Unter anderem richteten sie heftige Kri-
tik an die Adresse der Bundesregierung:
„Diese setzt die restriktive Politik der
Vorgängerregierung beim Thema Ab-
schiebung und Abschiebehaft fort.Selbst
das vage Versprechen der rot-grünen Ko-
alitionsvereinbarung, die Abschiebehaft
im Lichte des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes zu überprüfen, ist nicht ein-
mal im Ansatz erfüllt worden. Die Initi-
ativen wollen nicht länger hinnehmen,
dass die Situation in der Abschiebehaft
zu Verzweiflungstaten der inhaftierten
Menschen, wie Hungerstreiks und Suizi-
den, führt. Sie vereinbarten eine engere
Kooperation der Flüchtlingsinitiativen
und Menschenrechtsgruppen.
www.fluechtlingsrat-lpz.org/ashg/texte.htm

„Marburger Bündnis gegen Rechts“
protestiert gegen Burschenschaften
MARBURG. In den letzten Politischen Be-
richten dokumentierten wir den Aufruf
zur Demonstration am 7.April (S.13).Von
dieser Aktion wurde u.a. folgendes be-
richtet: „Gegen den Burschenschaftstag
protestierten am Samstag Morgen ca.
450-500 Menschen friedlich vor der
Stadthalle. Danach gab es noch eine
Spontandemonstration in die Oberstadt
zum Haus der Normannia-Leipzig, Mit-
gliedsburschenschaft in der Deutschen
Burschenschaft, und wieder zurück zur
Stadthalle. Die massiv präsente Polizei
war sichtlich überfordert und reagierte
mit völlig unangemessener Härte auf den
friedlichen Protest. Des weiteren wurden
drei Personen in Gewahrsam genommen
und erst am späten Nachmittag wieder
freigelassen. Fünfzig weitere wurden oh-
ne Begründung oder vorherige Ankündi-

HAMBURG. Am 1. April fand in der Roten Flora eine Veran-
staltung mit Rechtsanwältin und Vorsitzenden des Men-
schenrechtsvereins IHD Istanbul Eren Keskin statt. Ob-
wohl die Veranstaltung leider nur sehr kurzfristig bekannt
wurde, waren 200 Leute gekommen, darunter auch viele
deutsche Teilnehmer. Frau Keskin berichtete über die Si-
tuation der politischen Gefangenen in der Türkei, von de-
nen sich viele seit nunmehr 170 Tagen in einem Todesfas-
ten befinden. An den Bericht von Eren Keskin, die sich
trotz Drangsalierung und wiederholter Inhaftierung un-
ermüdlich für die Rechte der Gefangenen einsetzt, schloss
sich eine angeregte Diskussion an. – Am 21. März starb
der hungerstreikende Gefangene Cengiz Soydas in Anka-
ra. Kurz darauf verkündete Justizminister Türk, dass die
Regierung der Forderung nach einem Stopp der Verlegung
in Einzel- oder Dreierzellen nicht nachkommen werde und
rief alle streikenden politischen Gefangenen auf, ihre Ak-
tion abzubrechen. Am 7. April und 8. April starben zwei
weitere Hungerstreikende. Nach Angaben der türkischen
Menschenrechtsvereinigung sind mehr als 100 Häftlinge
vom Tod bedroht. Die Angehörigen rufen die demokrati-
sche Öffentlichkeit in Europa zur Solidarität auf.

Lokalberichte Hamburg, Kurdistan Rundbrief
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gung vor der Stadthalle eingekesselt und
erst nach 1,5 Stunden wieder freigelas-
sen. Von allen wurden die Personalien
festgestellt und Videoaufnahmen ange-
fertigt.Trotzdem sehen wir als Veranstal-
terInnen die breiten und vielfältigen Pro-
testaktionen als vollen Erfolg und stre-
ben an, die Aktionen gegen das Korpora-
tionswesen in der Stadt weiter zu ver-
stärken.“ www.info.partisan.net

Runder Tisch gegen Rassismus und
Faschismus beschließt Plattform
KIEL. Am 14. März endete am Runden
Tisch gegen Rassismus und Faschismus in
Kiel eine mehrere Monate andauernde
Diskussionsphase über das Selbstver-
ständnis und die politische Plattform
dieses antifaschistischen Bündnisses:
Die Kieler Erklärung gegen Rassismus
und Faschismus wurde verabschiedet.
Vorangegangen waren Beschlüsse in den
Kieler Vorständen von IG Metall, DAG,
ÖTV und IG Medien, den letzten Ar-
beitsgruppenentwurf mit einigen Ände-
rungen zu unterstützen. Diese Erklärung
bildet ein sicheres Fundament für die zu-
künftigen Aktivitäten des Runden Ti-
sches.Auch die anderen (bisher) nicht am
Runden Tisch vertretenen Einzelgewerk-
schaften im Kieler DGB werden sich
wohl noch damit befassen.Überraschend
flexibel zeigte sich der Maiausschuss des
DGB: Dem Wunsch des Runden Tisches
nach einem Redebeitrag auf der Kund-
gebung am 1. Mai wurde stattgegeben.

www.sozialismus-jetzt.de/linx-01-07

Differenzen zu Ostermarschaufruf
BERLIN. Die Vorbereitungen zum Oster-
marsch in Berlin sind nach letzten Mel-
dungen mit bestimmten Meinungsver-
schiedenheiten belastet. Die in der Berli-
ner Friedenskoordinierung zusammen-
geschlossenen Organisationen und Initi-
ativen rufen dessen ungeachtet zum
Ostermarsch am 16. April um 13 Uhr am
Brandenburger Tor auf. Einwände gegen
den Aufruf zur Vorbereitung des Mar-
sches bringt die Berliner PDS in die Dis-
kussion. Die Unterzeichner des Aufrufes
„Kriege verhindern – Angriffskräfte auf-
lösen“, der von einer Reihe Friedens-
gruppen wie der Deutschen Friedensge-
sellschaft, dem Friedensrat, Pax Christi,
Kampagne gegen Wehrpflicht, Interna-
tionale Liga für Menschenrechte, ge-
werkschaftlichen Initiativen, der DKP,
dem Marxistischen Arbeitskreis in der
Berliner SPD u.a. unterzeichnet wurde,
fand im Landesvorstand der PDS keine
Unterstützung. Der Aufruf enthalte For-
mulierungen, die schwer verständlich
seien. Die PDS unterstütze alle Osterak-
tivitäten, habe jedoch Vorbehalte gegen
den von der Friedenskoordinierung vor-
gelegten Aufruf. Der Sprecher des Lan-
desvorstandes erklärte,dass der Vorstand
den Osterspaziergang der Bürgerinitiati-
ve FREIe HEIDe unterstütze. Die Teil-
nahme an der Aktion gegen das Bombo-

drom sei eine konkrete Friedensaktion.
Das bedeute keine Ablehnung des Oster-
marsches. Eine konkrete Begründung für
die vorhandenen Einwände wurde je-
doch nicht gegeben werden. abe

Repression gegen Wagenburgler
BERLIN. In der Nacht vom Mittwoch, 28.
März, zum Donnerstag ließ die Polizei
vier Fahrzeuge der Wagenburg „Laster &
Hänger“, die vor der Kirche St. Michael
an der Dresdener Straße Ecke Walde-
marstraße geparkt waren, abschleppen.
Die Polizeibeamten werfen den Haltern
der Fahrzeuge einen Verstoß gegen § 11
des Berliner Straßengesetzes, „Nächti-
gen und Lagern im öffentlichen Stras-
senraum“, vor. Die Kirchengemeinde St.
Marien-Liebfrauen gewährt den Wagen-
burglern seit dem 26. März Kirchenasyl,
da sie von der Polizei seit dem 29. No-
vember 2000 daran gehindert werden, in
ihren Wagen zu nächtigen. Obwohl die
Polizeibeamten darauf hingewiesen wur-
den, dass die Wagen zu allgemeinen Ver-
kehrszwecken lediglich geparkt waren,
da die WagenbewohnerInnen vorüberge-
hend ihr Obdach in der St.Michaelkirche
gefunden haben, ließ die Polizei die Fahr-
zeuge gegen 0:40 Uhr abschleppen.

www.Indymedia.de

Erneut Anschlag auf ein Mahnmal 
GERA. Das Denkmal „Den Opfern des Fa-
schismus“ im Geraer Küchengarten ist
erneut geschändet worden. Am Wochen-
ende 30.3.-1.4.2001 wurden der Frauen-
figur die Hände abgeschlagen (oder soll-
te man sagen abgehackt?). Auch die erst
wieder restaurierte Fahne blieb nicht
verschont, nach einer früheren mutwilli-
gen Beschädigung wurde die Spitze wie-
der zerstört. Außerdem wurde das Denk-
mal mit leeren Flaschen beworfen. Laut
TLZ vom 3. April schließt die Polizei ei-
nen politischen (und damit einen rechts-
radikalen) Hintergrund aus. Diese Hal-
tung kritisiert das Bündnis gegen Rechts
Gera. Es weist nochmals nachdrücklich
auf eine ganze Reihe von Anschlägen und

Schändigungen an verschiedenen Denk-
mälern und Gräbern in Gera seit 1997.
„Wir meinen, dies alles sind nicht etwa
die „Auswüchse“ von geistig Verwirrten,
Einzeltätern oder etwa saufenden Van-
dalen. Nein, es verbirgt sich dahinter bit-
terster Ernst und Methode. Es reiht sich
ein in die Ideologie aus Antisemitismus,
Rassismus und die Fremdenfeindlich-
keit, die sich die Rechtsextremisten auf
die Fahnen geschrieben haben.“

www.buendnis-gegen-rechts-gera.de

Gemeinnützigkeit von Greenpeace
und Robin Wood gefährdet
HANNOVER. Robin Wood kritisiert die For-
derung verschiedener Innenminister, die
Gemeinnützigkeit von Robin Wood und
auch Greenpeace zu prüfen. „Mit der
Protestaktion gegen den Castor-Trans-
port ist es eindrucksvoll gelungen, ein
Zeichen gegen die Produktion und den
Transport gefährlichen Atommülls zu
setzen. Damit hat die Diskussion um den
völlig unzureichenden Atomkonsens
neuen Auftrieb erhalten. Die Innenmi-
nister versuchen,von dieser notwendigen
inhaltlichen Debatte abzulenken und die
Umweltbewegung insgesamt in Misskre-
dit zu bringen“, erklärt Jürgen Sattari,
Vorstandssprecher von Robin Wood.

www.umwelt.org/robin-wood/german

Tribunal zur Lage der Menschen-
rechte in Nigeria vom 26. – 28.4.
BREMEN. Die Karawane für die Rechte der
Flüchtlinge und MigrantInnen schreibt
in ihrer Einladung: „In den Augen einer
breiten Öffentlichkeit ist die jüngere Ge-
schichte Nigerias beispielhaft für den
Übergang einer postkolonialen Diktatur
hin zu einer jungen Demokratie. Das bis-
lang durch Militärherrschaft, brutale
Menschenrechtsverletzungen und tiefsit-
zende Korruption geprägte westafrika-
nische Land soll aus Sicht des Auswärt-
gen Amtes mittlerweilse so sicher sein,
dass asylsuchende Flüchtlinge unbe-
denklich dorthin abgeschoben werden
können. Jedoch gibt es auch kontroverse
Auffassungen über den gegenwärtigen
Demokratisierungsprozess.Das Tribunal
will die verschiedenen Ansichten über
die derzeitige Menschenrechtslage und
den Prozess der Demokratisierung in Ni-
geria analysieren und erörtern. Dabei
sollen alle Seiten zu Wort kommen. Auf-
grund der Komplexität der zu verhan-
delnden Thematik wird das Tribunal in
mehreren Konferenzen abgehalten. Vom
26. – 28. April 2001 findet in Bremen ei-
ne erste Anhörung von verschiedenen
Vertreter/innen der nigerianischen Op-
positionsbewegung statt. Dort wird dann
der nächste Konferenztermin festge-
legt.“ www.humanrights.de
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Demonstration am 12. Mai

„Neuhaus darf nicht
zur nationalbefreiten
Zone werden!“
NEUHAUS/RENNWEG/THÜRINGEN. Am 26.
März fand, unterstützt von der Bürger-
meisterin, eine Veranstaltung der LAG
Antifaschismus/Antirassismus Thürin-
gen in Neuhaus gegen Rassismus und
Neofaschismus statt. Hauptreferent war
Jörg Fischer, Exnazi. Ca. 75 BürgerInnen
– ein Prozent der EinwohnerInnen – be-
teiligten sich engagiert an der Diskus-
sion. Einige anwesende Rechte blieben
ruhig. Es wurde in der Diskussion deut-
lich, dass gegenüber dem Thema eine ho-
he Sensibilität und Betroffenheit
herrscht, dass aber die Angst konkretes
Handeln und sich öffentlich Positionie-
ren behindert bzw. verhindert. Die Bür-
germeisterin will den Kampf gegen Neo-
faschismus und Rassismus unterstützen.
Zu mehr als einem Stadtfest gegen rech-
te Gewalt am 5.Mai konnte sich die Stadt
aber bisher nicht entschließen.

Am Rande der Veranstaltung wurde
deutlich, dass Neuhaus nicht nur der all-
jährliche Wallfahrtsort der Thüringer
und fränkischen Neonazis ist, sondern
dass oft Jugendliche und andere, die der
rechten Szene nicht passen, bedroht und
sogar verprügelt werden. Das zuständige
Ordnungsamt – Sonneberg – sieht aber
nach wie vor keinen Handlungsbedarf.
Wie in den letzten sechs Jahren wollen sie
wieder ermöglichen, dass die Neonazis
am 12. Mai in Neuhaus aufmarschieren.
Gleichzeitig versuchen sie, treu nach dem
Saalfelder Muster, die Kooperationsge-
spräche mit den Anmeldern der Antifa-
Demo platzen zu lassen, um ihnen dann
fehlende Kooperationsbereitschaft vor-
werfen zu können und sich vielleicht Ar-
gumente für ein Verbot zu verschaffen.

Wer nicht will, dass Neuhaus entgül-
tig zur national befreiten Zone verkommt
und anders denkende und anders ausse-
hende Menschen noch mehr den Dro-
hungen und Übergriffen der Nazis aus-
gesetzt werden, muss dafür sorgen, dass
die Gegendemonstration am 12. Mai
machtvoll wird. Die schlechte Beteili-
gung der letzten Jahren darf sich nicht
wiederholen, andernfalls können die Na-
zis davon ausgehen, dass sie in Neuhaus
freie Bahn haben.

Ich appelliere an alle Thüringer (und
anliegende) antifaschistischen und anti-
rassistischen Initiativen, die Antifa-De-
monstration (nicht nur durch die Unter-
schrift) zu unterstützen und dafür zu sor-
gen, dass am 12. Mai in Neuhaus deutlich
wird, dass Nazis dort und anderswo
nichts zu suchen haben.Wir dürfen nicht
in den Städten gegen Neofaschismus und
Rassismus agieren und das „Hinterland“
den Neonazis überlassen – genau darauf
setzen sie. Angelo Lucifero

Obwohl die NPD in der Öffentlichkeit weithin diskreditiert ist, setzt die Partei weiter

auf eine Mobilisierungsstrategie. Sie will am 1. Mai in Städten wie Augsburg, Berlin,

Dresden, Essen, Frankfurt und Mannheim demonstrieren. Über die sofort begonne-

nen Proteste in Frankfurt/Main berichteten wir in den Politischen Berichten Nr. 6. Hier

ein weiterer Bericht aus Essen. 

In den neuen Ländern rechnet sich die Partei nach wie vor Wahlchancen aus – siehe

Bürgermeisterwahlen sächsische Schweiz. Daneben arbeitet man an der Installation

eines Märtyrterkultus. 

ESSEN. Als nackte Provokation betrachten
viele die Absicht der NPD, ausgerechnet am
1. Mai in Essen zu demonstrieren. Entspre-
chend breit ist das Bündnis „Essen gegen
Rechts“, das sich gebildet hat. Innerhalb von
noch nicht einmal zwei Wochen wurde der
vom DGB initiierte Aufruf für Aktionen am 1.
Mai von über 30 Initiativen, antifaschisti-
schen Organisationen und Parteien unter-
stützt. Aufgerufen wird ab 10.00 Uhr zu De-
monstration und Kundgebung des DGB und
ab 14.00 Uhr zum Internationalen Mai-Fest
der Zeche Carl, das dieses Jahr unter dem
Motto „United Cultures“ steht. Darüber hin-
aus rufen die Unterzeichner zu „Wider-
standsaktionen“ in den Stadtteilen auf.

Auch der Oberbürgermeister, CDU und
FDP gaben ihre Zurückhaltung vom letz-
ten Jahr auf und unterschrieben den Auf-
ruf. Das breite Bündnis soll Druck ma-
chen, nicht nur am 1. Mai, sondern gera-
de auch im Vorfeld.Auch der Stadtrat hat
eine Resolution verab-
schiedet, die ein Verbot der
NPD-Demonstration for-
dert – einstimmig, d.h. mit
den Stimmen der REP, die
die NPD wohl eher als
rechtsradikale Konkurrenz
sehen, denn als Gegner.

Tatsächlich sind die
Chancen für ein Verbot des
NPD-Aufmarsches nicht
schlecht. Der Präsident des
Oberverwaltungsgerichtes von NRW hat
sich erst vor wenigen Tagen dafür ausge-
sprochen, alle Aufmärsche von Neonazis
zu verbieten, weil sie von einem „Be-
kenntnis zum Nationalsozialismus“ ge-
prägt sind. Das Bundesverfassungsge-
richt hat im Januar das Verbot eines
rechtsradikalen Aufmarsches am
27.1.2001 bestätigt, dem Holocaust-Ge-
denktag. Danach kann das Demonstra-
tionsrecht eingeschränkt werden, wenn
ein Gedenktag durch rechtsradikalen
Aufmarsch erheblich gestört wird. Das
sieht der DGB auch für den 1. Mai gege-
ben. Am 1. Mai 1933 schalteten die Hit-
ler-Faschisten die Gewerkschaften in der
Deutschen Arbeitsfront gleich, am näch-
sten Tag wurden sie verboten.Etliche Ge-
werkschafter wurden in den KZs umge-
bracht.

Die NPD will auch provozieren, das
wird ganz deutlich. Ihr Aufruf richtet
sich sozialdemagogisch „gegen kapitalis-
tische Globalisierung“, um dann bei der

„Wiedereinsetzung der Nationalstaat-
lichkeit“ zu landen. Was das heißt? Der
NPD-Vorstand überschrieb eine Pres-
seerklärung kurz mit der Forderung „Ar-
beitsplätze zuerst für Deutsche“ – der al-
te, rassistische Unfug. Die Route, die die
NPD angemeldet hat, geht vom Admiral-
Scheer-Platz am Saalbau in die Innen-
stadt, wo sie auf dem Innenstadtring
weiterführt. Der DGB wurde bei seiner
Kundgebung auf dem Kennedyplatz fak-
tisch weitläufig eingekreist. Es kommt
jetzt darauf an, den Druck für ein Verbot
des NPD-Aufmarsches zu erhöhen. Das
geht am besten durch eine breite, öffent-
liche Diskussion. Es ist schon merkwür-
dig, dass WAZ und NRZ es unter Beru-
fung auf ihre Unabhängigkeit abgelehnt
haben,den Aufruf zu den Aktionen gegen
die NPD am 1. Mai zu unterschreiben. In
Köln druckte die Presse kostenlos ganz-
seitig Plakate zur antifaschistischen De-
monstration ab.

In jedem Fall soll die De-
monstration des DGB am 1.
Mai zu einer breiten, politi-
schen Manifestation gegen
Rechts werden. Falls es der
NPD doch gerichtlich er-
laubt wird, zu demonstrie-
ren, sollte es anschließend
ebenso breit angelegte wie
vielfältige Aktionen geben.
Das Antifaschistische Fo-
rum hat bereits für 37 Plät-

ze in den Stadtteilen Kundgebungen an-
gemeldet. Sie blockieren die Möglichkei-
ten zur Verlegung des NPD-Aufmarsches
und können Treffpunkt dafür sein, um
auch im Stadtteil deutlich zu machen:
Hier ist kein Platz für die NPD!

Auch der Polizeipräsident, der ein Ver-
bot prüft, bereitet sich gleichzeitig dar-
auf vor, dass der NPD-Aufmarsch mögli-
cherweise gerichtlich erlaubt wird. Nach
Ostern sollen Polizisten zum Multime-
dia-Unterricht in die Schulen gehen. Der
Zweck: Den Schülern beibringen, wie sie
„richtig“ demonstrieren. Und d.h. nach
Erfahrungen aus Dortmund vor allem,
sich nicht von Autonomen „einspannen“
zu lassen. So wird munter drauf los ge-
spalten in „anständige“ und „unanstän-
dige“ Antifaschisten – und der NPD in
die Hände gespielt, deren menschenver-
achtende Positionen womöglich gar nicht
mehr das Thema sind.Auch das darf nicht
gelingen!

Wolfgang Freye

Breites Bündnis gegen geplanten NPD-Aufmarsch am 1. Mai in Essen

„Es reicht ! NPD-Aufmarsch verhindern!“
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Bürgermeisterwahlen in der 

Sächsischen Schweiz 

Chancen für die NPD ?
Am 10. Juni 2001 finden die Bürgermeister-
wahlen statt. Und in einer Gegend wie der
Sächsischen Schweiz, wo die NPD ihre
sachsenweit besten Wahlergebnisse ein-
fährt, treten die Rechtsextremen natürlich
auch an. Bisher wurden über die Lokalpres-
se Kandidaten für vier Orte bekannt gege-
ben. Das betrifft Sebnitz, Heidenau, Bad
Schandau und logischerweise Königstein.
Alle Städte sind schon im Zusammenhang
mit Neonazis aufgefallen und doch muss
man die Chancen unterschiedlich bewerten. 

In Sebnitz und Heidenau besteht zwar
nicht die Gefahr, dass die NPD mit ihren
Kandidaten gewinnt, doch sind Ergeb-
nisse im zweistelligen Bereich nicht aus-
zuschliessen. Immerhin sind Kandidaten
nominiert, die keine unbekannten sind;
zumindest vor Ort. Bürgermeisterwahlen
sind Personenwahlen und da spielt das
Parteibuch oft nur eine untergeordnete
Rolle. Besonders in Sebnitz und im Falle
der NPD. Hier tritt ein gewisser Ullrich
Eigenfeld an, welcher Mitglied des NPD-
Bundesvorstandes ist.

In Heidenau geht Dietmar Rasch ins
Rennen, seines Zeichens Anmelder der
Internetseite: www.npd-saechsische-
schweiz.de (lt. www.denic.de, who is –
Suche). Doch die amtierenden Bürger-
meister, die beide wieder antreten, sind
sattelfest. Das betrifft in Sebnitz OB Mi-
ke Ruckh (CDU), der insbesondere aus
dem „Fall Joseph“ in gewisser Weise Ge-
winn geschlagen hat.Und in Heidenau ist
der Amtsinhaber Michael Jacobs (CDU)
kaum zu bezwingen.

Sorgefälle Bad Schandau und Königstein

Doch nun zu den Sorgenfällen: Bad
Schandau und Königstein.In Bad Schan-
dau gibt es eine Situation,die schwer ein-
zuschätzen ist. Der jetzige Bürgermeister
Heidrich (CDU) tritt zwar wieder an, ist
aber mehr als umstritten. In der Kampf-
kandidatur in seiner Partei konnte er sich
nur knapp gegen seinen Widersacher
durchsetzen. Eggert, so sein Name, wird
aber trotz Niederlage als Parteiloser an-
treten. Er hat aber auch die Hälfte seiner
Partei hinter sich.Das bedeutet also,dass
sich die CDU-Wähler auch hier spalten
werden. Es ist noch zu bemerken, dass
eben auch Eggert nicht den allerbesten
Ruf geniest. Ganz anders dagegen Stef-
fen Konkol (NPD). Als Mitglied der
Mittelstandsvereinigung, der er als
Antikhändler angehört könnte ihm auch
finanzielle Unterstützung aus dieser
Richtung zu Gute kommen.Im Gegensatz
zu seinen Gegenkandidaten ist er außer-
ordentlich angesehen. Er war schon zu
DDR-Zeiten Steinmetz in Bad Schandau
und ist auch daher bekannt.Außerdem ist
auch er, genau wie sein Kamerad Johan-
nes Müller (NPD-Kreistagsabgeordne-
ter) aktiv im Kletterverein.

Aufruf zur 
Demonstration 
Am 12.Mai wollen die Nazis in Neuhaus
wieder einmal den Tod ihres „Märty-
rers“ Sandro Weilkes nutzen, um ihre
menschenverachtenden Parolen auf die
Straße zu grölen. Nach der medialen
Empörung des Sommers 2000 ist es jetzt
notwendig zu zeigen, dass trotz der et-
was geschwundenen Berichterstattung
das Problem des Neofaschismus nicht
weniger akut ist. Deshalb ist es wichtig
dieses Jahr in Neuhaus den Nazis einen
breiten antifaschistischen Widerstand
entgegenzusetzen.

Die Gegenaktionen in den vergange-
nen zwei Jahren hatten nur Symbol-
charakter und müssen in diesem Jahr
auf jeden Fall stärker ausfallen.Die Ak-
tivitäten des letzten Jahres wurden von
den Behörden massiv behindert. So
wurde beispielsweise eine Veranstal-
tung von den Grünen und der PDS ver-
boten und die unabhängige Antifa-De-
mo nur am Stadtrand sowie teilweise
durch Parkanlagen genehmigt.

Den Nazis gelang es in den letzten
Jahren (1997–2000) immer wieder,mehr
als 200 Anhänger nach Neuhaus zu mo-
bilisieren. Als Hintergrund dieser jähr-
lichen Demos dient den Faschisten eine
Auseinandersetzung zwischen Punks
und Nazis in der Nacht vom 6.Mai 1995,
bei der ein Nazi namens Sandro Weil-
kes tödlich verletzt wurde. Er war nach
gegenseitigen Pöbeleien und Hand-
greiflichkeiten noch einmal zu den
Punks gegangen, um einem von ihnen
ein Messer aus der Hand zu schlagen.
Bei dieser Aktion wurde der Nazi so ver-
letzt, dass er an den Folgen starb. Der
Täter war der Bruder eines Punks, der
von den Nazis in vorangegangenen Aus-
einandersetzungen verletzt worden
war.

Eine von einem breiten antifaschis-
tischen Bündnis getragene Gegende-
monstration ist gerade in der Gegend
um Neuhaus sehr wichtig, da es hier in
letzter Zeit Versuche seitens des „Na-
tionalen und Sozialen Aktionsbündnis
Westthüringen“ (NSAW) gibt,in der Re-
gion Südwestthüringen verstärkt Fuß
zu fassen. So findet und fanden in Or-
ten wie Sonneberg am 3. März 2001 be-
reits der zweite Naziaufmarsch inner-

halb kurzer Zeit statt. Das NSAW ist ei-
ne Organisation, die mit Sicherheit aus
Eisenach,nämlich von Patrick Wischke,
initiiert wurde, um auch in kleineren
Orten im süd-/westthüringer Raum
Menschen für die „Nationale Sache“ zu
gewinnen. So gibt es in mehreren Städ-
ten (z.B.: Meiningen und Schmalkal-
den) bereits „Bürgerinitiativen gegen
Flüchtlingsheime“, die im Zusammen-
hang mit den Aktivitäten des NSAW zu
sehen sind.

Außerdem tauchten in letzter Zeit
häufiger Nazis aus Bayern in Neuhaus
auf und mobilisierten für ihre Veran-
staltungen. Hier wird deutlich, dass es
den Drang zu einer intensiveren Zu-
sammenarbeit gibt. Die Nazis wollen
sich gegenseitig unterstützen und ver-
netzen sich immer besser.

Deshalb rufen wir alle antifaschisti-
schen Kräfte auf, sich an den Aktivitä-
ten Anfang Mai in Neuhaus zu beteili-
gen und diese kreativ mitzugestalten!
Es ist wichtig, die oben beschriebene
Entwicklung zu stoppen und eigene
antifaschistische Inhalte in dieser Re-
gion wieder präsent zu machen.

• Beteiligt euch an der antifaschisti-
schen/antirassistischen Demonstration
in Neuhaus!

• Überlasst denNazis nicht die Straße!

• Stopp Neofaschismus, Rassismus und
Antisemitismus in Neuhaus und an-
derswo!

• Keine Etablierung des NSAW!

• Solidarität mit allen Flüchtlingen
und MigrantInnen!

Dieser Aufruf wird unterstützt von: Michael
Ebenau, Gewerkschaftssekretär IG Metall; An-
gelo Lucifero, Landesvorsitzender Gewerk-
schaft hbv; Astrid Rothe, Landessprecherin von
Bündnis 90/Die Grünen Thüringen; Infoladen
Weimar, Leseladen Weimar, Carsten Hübner,
MdB PDS; Rabenschwarz-Kollektiv, Mers-
burg/Sachsen-Anhalt; Roter Buchladen, Göt-
tingen; AK-Subversiv, Reichenbach; Norbert
Schneider, Saalfeld; Wissenschaftlich-humani-
täres Komitee (WHK), Regionalgruppe Ruhrge-
biet; PDS-Dortmund; yafago Erfurt; Antifa-
schistische Aktion Eisenach; F.U.R.A Meinin-
gen; Infobüro Gera.

Weitere Infos unter www.lag-antifa.de
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So war auf einem der Transparente auf
der Demonstration in Lüneburg am
24.03.2001 zu lesen, zu der mindestens
15.000 und damit mehr als 1997 teilge-
nommen haben. Der Protest war bunt
und vielfältig und jung und alt. Selbst-
gemalte Schilder, Transparente von Or-
ganisationen und Gruppen, so u.a. PDS,
Jusos, Greenpeace, einzelne Grüne cha-
rakterisierten die Auffassungen gegen
den Castor. Auch in den Kundgebungs-
beiträgen kam die Vielfalt des Wider-
standes, und dass er auch ohne die offi-

zielle Unterstützung der Grünen Bestand
hat, zum Ausdruck. Über vier Stunden
verfolgten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer trotz Minusgraden die Kundge-
bung und als sich über 100 Trecker nach
der Kundgebung in Bewegung setzten,
wurden sie mit anhaltendem Sympha-
tiebeifall begleitet. Ebenso die Ankündi-
gung,dass alle Kirchen und etliche Schu-
len ihre Türen für diejenigen geöffnet
hatten, die durch das Verbot der Camps
eine andere Übernachtungsmöglichkeit
suchten. In einer anschließenden De-
monstration konnten die 500 Demon-
stranten die geballte Staatsgewalt erle-
ben. Auf einer Brücke, hoch über Eisen-
bahngleisen, standen Hunderte von Poli-
zisten in Kampfuniform, die Hände ein-
satzbereit an den extrem langen Schlag-
stöcken, mit Hunden, denen teilweise der
Maulkorb abgenommen war. Im Vorfeld
der Demonstrationen kündigte der Vor-
sitzende der Deutschen
Polizeigewerkschaft,
Vogler, am 22.03. in Er-
furt an: Wer die Strecke
blockiere, werde „hart
angefasst und fortge-
führt“. Auf dem Rück-
weg der Demonstration
zum Bahnhof Lüne-
burg machte die Polizei
dies praktisch. Einige
Jugendliche besetzten
die Gleise im Bahnbe-
reich, das brachte die
Polizei und den BGS in

Aktion und das volle Aufgebot wurde in
Bewegung gesetzt.

Einige Daten und Fakten

Von 18000 Polizisten im Wendland wur-
den bei 29 nach den Einsätzen Blessuren
festgestellt, soviel zum gewaltsamen
Widerstand. Der Sprecher der Bundesar-
beitsgemeinschaft Kritische Polizisten
übte scharfe Kritik am Einsatz von Poli-
zei und BGS. Er begleitete als Beobach-
ter das Geschehen der letzten Tage im
Wendland, das angekündigte Konflikt-

management und die
versprochene Deeska-
lation hätten versagt,
er widersprach den of-
fiziellen Darstellungen
der Behörden. Kon-
frontation gegenüber
friedlichen Demon-
stranten sei nicht nur
von Einzelnen ausge-
gangen, sondern auch
von der Einsatzleitung.
Demonstranten wur-
den 50 km von den Or-
ten ihrer Aktion ver-
schleppt und bei Mi-
nustemperaturen aus-

gesetzt, angemeldete und bestätigte
Mahnwachen wurden angehalten, einge-
kesselt und in Gewahrsam genommen,
Trecker wurden lahmgelegt und beschä-
digt.

Die nds. grüne Landtagsabgeordnete
Harms forderte den Innenminister Bart-
ling auf, der „Aushebelung von Bürger-
rechten“ zu begegnen und sprach von
Einschränkung von Grundrechten. So
durfte z. B. jeder Wendländer nur zwei
Personen beherbergen und musste der
Polizei sein Haus öffnen,Schulbeutel von
Kindern wurden kontrolliert,mit Tiefflü-
gen von Hubschraubern sollte die Bevöl-
kerung eingeschüchtert werden. Der nds.
Ministerpräsident hat gegenüber Vertre-
tern der Bürgerinitiative im Wendland
Respekt und Verständnis für gewaltfreie
Blockaden geäußert. Umweltminister
Jüttner (SPD) Nds. sagte, diese Trans-
porte könnten zwar mit der Polizei

Und damit schon zum Problemfall
zwei, und das ist natürlich Königstein.
Was soll man zu Uwe Leichsenring noch
sagen? Er ist NPD-Kreisgeschäftsführer,
Direktkandidat zur Landtagswahl (auf
Platz 4 der Landesliste), er ist Stadtrat in
Königstein (zweitbestes Wahlergebnis
nach Winterstein – SPD),er verpasste nur
um Haaresbreite den Einzug in den
Kreistag der Sächsischen Schweiz und er
ist chancenreich bei der Bürgermeister-
wahl! Er ist die wohl wichtigste Figur der
Neonaziszene im Oberen Elbtal und das
nicht ohne Grund.Er schaffte mit 11 Pro-
zent den Sprung ins Stadtparlament von
Königstein und zog dadurch sogar noch
Michael Wiegand (NPD) mit. Sein Auf-
treten und seine Art beeindruckten SPD-
Stadtratsmitglieder so sehr, dass sie ihr
Kreuz beim Uwe gemacht haben. Denn
den Uwe kennt ja jeder, war er doch der
einzige Fahrlehrer im Ort. Mittlerweile
ist er sogar Geschäftsführer der Fahr-
schule Gregor und damit auch arbeits-
mäßig völlig unabhängig. So kann man
doch mal die ein oder andere Mark an die
Partei spenden.

Doch zurück zum Wahltag. Hier kann
alles passieren, denn in Königstein wird
neu gemischt.Das bedeutet,der alte Bür-
germeister tritt nicht wieder an und alle
anderen starten von der selben Position.
Ja, und das sind gegenwärtig eben fünf
Leute. Das damit gegebenenfalls die
Chancen von Leichsenring steigen ist
klar. Zwei Kandidaten aus den Reihen
der CDU treten auch hier an, ein partei-
loser aus Rosental und ein Kandidat der
SPD. Für die SPD brachte sich bisher Ivo
Teichmann in Gespräch, es gibt aller-
dings noch keine offizielle Bestätigung.
Er jedenfalls ist der einzige der Kandi-
daten, der schon im direkten Vergleich zu
Leichsenring stand, nämlich zur Ge-
meinderatswahl. Damals hatte Teich-
mann gut 200 Stimmen weniger. Die an-
deren Bürgermeisteranwärter sind nicht
mal im Stadtrat, also auch für das Wahl-
volk nicht an Ergebnissen messbar.Wenn
das keine Aussichten sind.

Aber damit nicht genug, im März soll
noch der Kandidat zur Landratswahl be-
kannt gegeben werden. Das wird wohl
erwartungsgemäß Johannes Müller, NPD
Stadtrat von Sebnitz und Kreistagsmit-
glied (Sächsische Schweiz) sein. Das
sachsenweit einzige Kreistagsmandat für
die NPD übrigens. Hier kann zwar nicht
von einer Überraschung ausgegangen
werden, aber auch hier gilt: 7 Prozent
sind machbar, und das ist fatal.

Wer etwas zum Anti-NPD-Wahlkampf
beitragen möchte sollte sich bitte an die
Antifaschistische Aktion 13 wenden,
oder seine Kreativität ausleben! 

Antifaschistische Aktion 13

Terminal Dresden 

– Alternativer Veranstaltungskalender 

– Blatt für unterbliebene Nachrichten

http://www.free.de/terminal/

„Castor-Transport: Strafbar macht sich,
wer die Macht des Staates über das Wohl 
der Bürger stellt!“
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Haus der Jüdischen Kultur ESSEN.
Der Vorschlag kam ziemlich überra-
schend: Paul Spiegel, Vorsitzender des
Zentralrates der Juden in Deutschland,
stellte bei einem Besuch in Essen das
Konzept eines „Hauses der Jüdischen
Kultur“ vor. Er will dieses Projekt in der
Alten Synagoge verwirklichen. Eine
Entscheidung ist jedoch noch nicht ge-
fallen, auch die Stadt Köln bemüht sich.
Der Kulturausschuss begrüßte das Kon-
zept in seiner letzten Sitzung. Die Ver-
waltung wurde beauftragt,Verhandlun-
gen zu führen und gleichzeitig eine „an-
gemessene Präsentation der Ausstellung
„Verfolgung und Widerstand in Essen
1933-1945“ an anderer Stelle zu erar-
beiten. Info der PDS-Ratsgruppe Essen

Palästina-Ausstellung: MÜNCHEN. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – rosa
Liste hat im Stadtrat beantragt,die Aus-
stellung „Alltagsszenen aus Palästina“
weiter im öffentlichen Raum, vor allem
in Schulen zu zeigen.Wie in der Vergan-
genheit soll dazu ein erläuterndes Be-
gleitprogramm angeboten werden. An-
fang des Jahres hatte die Stadtspitze und
das Schulreferat beschlossen, die Aus-
stellung nicht mehr in Schulen zu zei-
gen. Nach Meinung der Grünen bietet
die Ausstellung gute Grundlagen, um
Ursachen und Lösungsmöglichkeiten
für den israelisch-palästinensischen
Konflikt an den Schulen zu diskutieren.

Münchner Lokalberichte 7/2001

Aktion gegen Filz und Korruption
BERLIN. Die Berliner Grünen brachten
eine Aktion „Gegen Filz und Korrup-
tion“ in Berlin auf den Weg. Mit einer
Sonderausgabe ihrer Parteizeitung
„Extrastachel“ nahmen sie auf dem Ale-
xanderplatz in Berlin gegen die Ent-
wicklungen in der Berliner CDU Stel-
lung. Mit der Frage „Wie lange quälen
sie Berlin noch?“ werden Fotos von
Landowski und Diepgen präsentiert, die
nach Meinung der Grünen für die Fi-
nanzskandale in Berlin zuständig sind.
Die Sonderausgabe wird Anfang der Wo-
che in Umlauf gebracht. abe

Selbstverwaltetes Jugendzentrum:
GÖRLITZ. „Basta!“ soll geschlossen wer-
den. Nach fast sieben Jahren, nach un-
zähligen Konzerten, Filmvorführungen,
Informationsveranstaltungen und der-
gleichen mehr hat die Stadt Görlitz dem
Holzwurm e.V.den Cafe-Betrieb und das
Veranstalten von Konzerten untersagt!
Der Grund sind angeblich gravierende
Sicherheitsmängel. Betroffen von der
„Sicherheitsoffensive“ der Görlitzer Be-
hörden sind auch andere Vereine und Ju-
gendklubs. Ihnen drohen erhebliche
Einschränkungen in ihrer Arbeit. Be-
troffene schreiben: „Was Görlitzer Na-
zis mit wiederholten Angriffen auf das
„Basta!“ in den letzten 7 Jahren nicht
geschafft haben, erledigen „anständige“

Bürokraten nun innerhalb
weniger Wochen. Wir fordern
die Verantwortlichen in der
Görlitzer Stadtverwaltung auf, dem
Holzwurm e.V. und den anderen betrof-
fenen Vereinen die Öffnung ihrer Räum-
lichkeiten wieder zu ermöglichen und
die Mittel zur Behebung der beanstan-
deten Sicherheitsmängel zur Verfügung
zu stellen!“ www.nadir.org

Wohnungsbaurecht: BERLIN. Das Prä-
sidium des Deutschen Städtetages for-
derte Korrekturen an den Plänen der
Bundesregierung zur Reform des Woh-
nungsbaurechts. Unzureichend seien
vor allem die Beteiligung der Städte bei
Entscheidungen über den Einsatz der
Fördermittel sowie die Höhe der im Ge-
setz vorgesehenen finanziellen Mittel
des Bundes. Die im Gesetzentwurf vor-
gesehene Summe gehe über das heutige
Förderniveau nicht hinaus. Der Städte-
tag fordere deshalb eine Verdoppelung
auf 460 Millionen Euro. Er erinnerte
daran, dass die Wohnungsbauförderung
seit 1993 schrittweise erheblich abge-
baut worden sei, von damals vier Milli-
arden Mark im Jahr auf inzwischen 450
Millionen Mark. Der Städtetag begrün-
det seine Forderung nach einer Verdop-
pelung der Mittel damit, dass die Zahl
der Sozialwohnungen rapide schrump-
fe, obwohl die Zahl der Haushalte mit
Anspruch auf Sozialwohnungen nahezu
unverändert sei. Deshalb seien erhebli-
che finanzielle Anstrengungen erforder-
lich, um durch Neubau, Modernisierung
von Sozialwohnungen und den Ankauf
von Belegungsrechten die Versorgung
dieser Haushalte mit Wohnraum sicher-
zustellen. www.staedtetag.de

Gemeindefinanzen: BERLIN. Die Kom-
munen müssen in diesem Jahr zum er-
sten Mal in ihrer Geschichte mit rund 55
Mrd. DM über die Hälfte ihrer Steuer-
einnahmen für Sozialleistungen ausge-
ben. „Im vergangenen Jahr waren es erst
47 % und damit rund 2 Mrd. DM weni-
ger“, sagte der Präsident des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes, Roland
Schäfer (SPD). Die Einbußen bei den
Steuereinnahmen, die den Gemeinden
durch die seit Beginn der Legislaturpe-
riode im Herbst 1998 verabschiedeten
und geplanten Gesetze entstünden, be-
zifferte Schäfer für das Jahr 2001 auf
11,3 Mrd. DM. Wegen der dramatischen
Entwicklung der Gemeindefinanzen
würden die Spielräume immer enger.
Viele kommunale Haushalte seien be-
reits Not leidend. Für Investitionen feh-
le das Geld. Kommunale Einrichtungen
wie beispielsweise Schulen, Kindergär-
ten, Freizeit- und Sporteinrichtungen
sowie Museen verfielen vielerorts. „Wir
brauchen deshalb dringend eine Ge-
meindefinanzreform“, fordert Schäfer.
www.dstgb.de

Zusammenstellung: ulj

Kommunale
Politik

durchgesetzt werden, „ob man damit
aber zum gesellschaftlichen Frieden bei-
trägt ist fraglich“. Und er sieht das End-
lagerthema nach dem Protest in Gorle-
ben wieder ganz oben auf der Tagesord-
nung. Gegenüber dpa bezifferte Innen-
minister Bartling (SPD) den Polizeiein-
satz auf 30 Millionen (1997 18 Millionen
DM) (insgesamt einschließlich Gehälter
110 Millionen DM.) Der Bund der Steu-
erzahler sowie Innenminister und -sena-
toren der Küstenländer haben bei ihrer
Konferenz am 2.4. erklärt, sie wollten die
Gemeinnützigkeit von Greenpeace und
Robin Wood aberkennen. Ebenso der
brandenburgische Innenminister Schön-
bohm.Die Grünen Bremen haben die Ak-
tionen von Greenpeace und Robin Wood
während der Castor-Transporte als „zi-
vilen Ungehorsam“ verteidigt. Der Um-
weltpolitische Sprecher der Grünen im
Bundestag nannte die Aberkennung der
Gemeinnützigkeit „für völlig abwegig“.

Aus einem Artikel eines Redakteurs
aus Dannenberg in der FAZ v.2.4.1.: „Das
nach dem Atomkonsens und wegen des
Spagates der Grünen erhoffte Abbrö-
ckeln des Widerstandes der Atomkraft-
gegner ist ausgeblieben.Wenn der Trans-
port erfolgreich sei, so hofften die Politi-
ker, werde Resignation um sich greifen.
… Es kam anders. Das massive Engage-
ment ganz normaler Bürger zerschlug die
Illusion. Die Strategie, den Castor nicht
nur durch Straßenblockaden aufzuhal-
ten, sondern ihm „auf den Schienen ent-
gegenzugehen“ hat sich, jedenfalls als
richtig bestätigt. Künftig wird mit noch
umfangreicheren Aktionen dieser Art zu
rechnen sein, und mit anderen trickrei-
chen Manövern. Der regionale Wider-
stand war deshalb auch so stark weil je-
der zwischengelagerte Castor vor Ort
Fakten schaffen könnte für ein Endlager.
Das strategische Ziel,den Widerstand der
Gegenseite zu überwinden wurde nicht
erreicht.“. Quellen: Presseschau X-tau-
sendmal quer, Hannoversche Allgemeine
Zeitung Anfang März bis Ende März
20001 bee



Offener Brief der Betriebsräte 

und Vertrauensleute der Fa Sick-AG,

Waldkirch

Sehr geehrter Herr Schröder, als Kon-
zernbetriebsräte, Betriebsräte und Ver-
trauensleute der Firma SICK AG, Wald-
kirch, protestieren wir aufs Schärfste ge-
gen Ihre jüngsten Ausfälle gegen arbeits-
lose Mitbürger, unsere Kolleginnen und
Kollegen.

Wir sind entsetzt und empört über ih-
re Behauptung, große Teile der Arbeits-
losen „könnten arbeiten, wollen aber
nicht!“ Sämtliche Sozial- und Armuts-
berichte der letzten Jahre stellen über-
einstimmend fest, dass ein wesentlicher
Grund für Verarmung in dieser reichen
BRD die Arbeitslosigkeit ist, an zweiter
Stelle der Ursachen für Armut zitiert z.B.
die Arbeiterwohlfahrt in ihrem Sozialbe-
richt 2000 die „unterdurchschnittlichen
Einkommen trotz Job“.

Glauben Sie wirklich dass Millionen

Menschen in unwürdigen Verhältnissen
leben aus Faulheit? Nein, mit Ihren un-
verantwortlichen Äußerungen bedienen
Sie dumpfe Stammtisch-Vorurteile und
heizen Sie die Stimmung gegen Arbeits-
lose, Arme, Obdachlose weiter an – in ei-
ner Zeit, in der sich Rechtsradikale längst
nicht mehr nur an Ausländern vergreifen,
sondern auch Obdachlose schon erschla-
gen haben …

Wir wenden uns mit aller Entschie-
denheit dagegen, dass Sie als Bundes-
kanzler eines der reichsten Länder dieser
Erde sich zum Sprecher solcher Vorurtei-
le und nachweislich falscher Behauptun-
gen aufschwingen.Wir können dem Kom-
mentator der „Frankfurter Rundschau“
vom 07.04.2001 nur recht geben, wenn er
schreibt:

„Worüber redet der Kanzler eigent-
lich? Nach wissenschaftlichen Erhebun-
gen schlupfen tatsächlich einige zehn-
tausend Bürger bei Arbeits- und Sozial-

ämtern unter. Aber 95 Prozent bemühen
sich redlich, aber vergeblich um einen
Job. Doch der Kanzler stellt jetzt alle un-
ter Generalverdacht. Wie war das Motto
des SPD-Wahlkampfes 1998? Innovation
und Gerechtigkeit? Die Bilanz fällt zu-
nehmend bitter aus.“ 

Wir sind nicht nur verbittert über Ih-
re Hetzparolen, wir fordern unsere Ge-
werkschaft, die IG Metall, hiermit auf,
umgehend aus einem „Bündnis für Ar-
beit“ auszutreten, aus dem Sie jetzt of-
fensichtlich ein „Bündnis für Zwangsar-
beit für Arbeitslose“ zimmern wollen.
Die Gewerkschaften sollten sich für eine
solche reaktionäre Politik, die Arbeitslo-
se zu jedem Hungerlohn in übelste Ar-
beitsverhältnisse pressen will,keinen Tag
länger hergeben. Da machen wir auf kei-
nen Fall mit. Das wäre auch ein schreien-
der Widerspruch zur Kampagne der IG
Metall: „fairteilen“, die wir sehr begrü-
ßen. Es reicht, Herr Schröder – BASTA!
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Das Interview von Bundes-
kanzler Gerhard Schröder:

Mit der BILD-Zeitung, von K.DIEKMANN u.
R.KLEINE, am 5.4.0l, (erschienen am 6.
April 2001); aus www.Bundesregierung.de

BILD: Herr Bundeskanzler, die Zahl der
Arbeitslosen ist seit der Wiedervereini-
gung im März noch nie so wenig gesun-
ken wie in diesem Jahr, die Wirtschafts-
institute korrigieren ihre Wachstums-
prognosen nach unten.Aber für Sie ist
das nur „Schwarzmalerei“. Sind Sie
nicht ein Schönfärber?
Schröder: Ich halte mich an die Fak-
ten: Die Arbeitslosigkeit ist auf dem
niedrigsten Stand seit 1995. Zum er-
sten Mal liegen wir im März wieder
unter vier Millionen.Das beweist,daß
unser Weg des Abbaus der Arbeitslo-
sigkeit richtig war und ist. Es geht im
übrigen nicht um Schönfärberei, son-
dern darum, den Aufschwung nicht
kaputtzureden. Wenn es stimmt, daß
die Hälfte von Wirtschaftspolitik
Psychologie ist, dann muß man eine ins-
gesamt gute Entwicklung auch positiv
darstellen. Erinnern Sie sich bitte: In den
90er Jahren hatten wir ein durchschnitt-
liches Wachstum von 1,4 Prozent – im ver-
gangenen Jahr waren es drei Prozent.
Und wir rechnen auch dieses Jahr mit ei-
nem robusten Wachstum.Wenn die Insti-
tute im Frühjahrsgutachten ihre früheren
Prognosen etwas nach unten korrigieren,
ist das kein Anlaß zur Sorge. Denn wer
sagt denn, daß ausgerechnet die pessi-
mistischste Vorhersage Recht behält? Ich
bitte alle jene, die jetzt die Konjunktur
herunterreden, um jedes Zehntel zu
kämpfen. Darum geht es.

BILD: Sie haben Ihr politisches Schick-
sal mit dem Abbau der Arbeitslosigkeit
verbunden. Doch von einem Durchbruch
kann derzeit keine Rede sein. Die Süd-
deutsche Zeitung kommentiert: „Der
Kanzler steht nackt da“…
Schröder: Das stimmt nun wirklich nicht
– wie Sie sehen können! Aber im Ernst:
Im letzten Jahr der Regierung Kohl gab
es in Deutschland 4,8 Millionen Arbeits-

lose, vergangenes Jahr waren es eine Mil-
lion weniger. Warum in aller Welt kann
man nicht sagen: Da ist schon viel er-
reicht worden? Wir wollen im nächsten
Jahr unter die Marke von 3,5 Millionen
kommen. Eine Million haben wir ge-
schafft, die restlichen 300.000 schaffen
wir auch noch. Abgerechnet wird am
Schluß.
BILD: Also: Einfach „weiter so“?
Schröder: Nicht weiter so, sondern noch
mehr anstrengen, damit der Weg, den wir
eingeschlagen haben, erfolgreich bleibt.
Daß wir damit richtig liegen, wird sich
zeigen. Ein Beispiel: Die Auswirkungen
der Steuerreform werden die Bürger erst

in den nächsten Monaten voll spüren,
wenn sie mehr Geld im Portemonnaie ha-
ben werden.
BILD: Warum ziehen Sie die nächsten
Stufen der Steuerreform nicht vor?
Schröder: Ich würde das sofort machen –
wenn es finanzierbar wäre. Denn: Ein
solcher Schritt würde Lücken in den
Bundeshaushalt reißen. Aber eines ist
auch klar: Eine noch höhere Verschul-

dung ist nicht akzeptabel. Ich höre
immer wieder: Ihr müßt mehr Geld
ausgeben – für die Bildung, die Ver-
teidigung, für Straße und Schiene.
Und dann noch die Steuern schneller
senken? Das paßt nicht zusammen.
Was wir brauchen ist mehr Ruhe und
Gelassenheit. Und Vertrauen in die
Wachstumskräfte der Wirtschaft.
BILD: Müßte die Europäische Zen-
tralbank nicht die Zinsen noch wei-
ter senken?
Schröder: Das zu entscheiden ist al-
lein Aufgabe der Europäischen Zen-
tralbank. Sie ist unabhängig und Po-
litiker sollten sich dort nicht einmi-

schen.
BILD: Es gibt knapp 4 Millionen Ar-
beitslose und fast 600.000 offene Stellen
– was stimmt da auf dem Arbeitsmarkt
nicht?
Schröder: Wer arbeiten kann, aber nicht
will, der kann nicht mit Solidarität rech-
nen. Es gibt kein Recht auf Faulheit in
unserer Gesellschaft! Das bedeutet kon-
kret: Wer arbeitsfähig ist, aber einen zu-
mutbaren Job ablehnt, dem kann die
Unterstützung gekürzt werden. Das ist
richtig so. Ich glaube allerdings, daß die
Arbeitsämter die entsprechenden Mög-
lichkeiten noch konsequenter nutzen
können. •

An den Bundeskanzler, Herrn Gerhard Schröder / An unseren SPD-Abgeordneten, Kollegen Peter Dreßen / An die Ortsverwaltung

Freiburg der IG Metall / An die Bezirksleitung Stuttgart der IG Metall / An den Vorstand der IG Metall

Schröder verunglimpft Arbeitslose als Faulenzer! – Jetzt reicht’s endgültig!
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Staatsmann mit Fahne und Vogel, Selbstbildnis
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BDA gegen Mindestbeitrags-
satz der Krankenkassen. –  HB,
Freitag/Samstag, 30./31.3.2001. –
Arbeitgeberpräsident D. Hundt nann-
te den Mindestbeitrag eine „Strafak-
tion“ gegen sparsame Kassen und for-
derte Ministerin U. Schmidt auf, ihn
sofort zu den Akten zu legen.

Gesamtmetall will betriebliche Kon-
fliktlösung beschleunigen. – HB, Mitt-
woch, 4.4.2001. Gesamtmetall legt ei-
nen Gesetzgebungsvorschlag vor, der
Verzögerungen der Arbeitsabläufe
durch Konflikte mit dem Betriebsrat
künftig verhindern soll. Danach soll
den Unternehmen eine vorläufige
Entscheidungsbefugnis eingeräumt
werden, wenn die Arbeitnehmerver-
tretung ihre Zustimmung zu einer mit-
bestimmungspflichtigen Maßnahme
aus „sachfremden Gründen“ verwei-
gert. Ferner sieht der Vorschlag ein
Verbot von Koppelungsgeschäften vor.
Dies soll verhindern, dass der Be-
triebsrat als Preis für seine Zustim-
mung ein Entgegenkommen in an-
deren Bereichen fordert. Es gäbe Be-
triebsräte, die Rechte aus dem BetrVG
missbrauchten, so Gesamtmetall-Ge-
schäftsführer H. Busch. Er führte da-
zu Beispiele aus der Informations-
technologie an. So sei die Einführung
von Standardsoftware aus dem Kauf-
haus mitbestimmungspflichtig. „Die
Einigungsstellen über Software-
anwendungen laufen dann länger als
die updates“.

Kannegiesser lehnt Tarifvertrag zu
Überstunden ab. – Der Gesamtmetall-
Präsident lehnt die IG Metall-Forde-
rung nach einem Überstunden-Tarif-
vertrag ab. Es handele sich um eine
Phantomdiskussion,sagte Kannegies-
ser. Mehrarbeit sei nie vermeidbar.

Arbeitgeberverband für Dienstleister
gegründet. – HB, Donnerstag, 5.4.
2001. – Als Interessenvertreter der Ar-
beitgeber in der Dienstleistungsbran-
che ist der Bundesverband der
Dienstleistungsunternehmen gegrün-
det worden. 750 000 deutsche Unter-
nehmen dieser Branche haben damit
erstmals die Möglichkeit,sich bundes-
weit zu organisieren.

BDI-Chef kritisiert Vergaberegeln für
öffentliche Aufträge. – HB, Freitag/
Samstag, 6./7.4.2001. – BDI-Chef Ro-
gowski übt Kritik an den Plänen der
Regierungskoalition, die Vergabe von
öffentlichen Aufträgen an politische
Vorgaben zu knüpfen. „Entscheidend
sind für mich bei der Auftragsvergabe
die Qualität und der Preis.Was hat die
Tariftreue oder die Gleichstellung von
Mann und Frau in den Unternehmen
mit der Auftragsvergabe zu tun? …“

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-
presse

FREIBURG. Der Betriebsrat der Post-Nieder-
lassung Freiburg/Breisgau mit Sitz im dorti-
gen Briefzentrum hatte die Beschäftigten
des Postfahrdienstes am 5. April, um 6.00
Uhr (erste Frühschicht) zu einer Betriebs-
versammlung eingeladen. Der Tagesord-
nungspunkt der Versammlung war die Ab-
sicht der Deutschen Post AG, bis Ende 2002
den gesamten Fahrdienst der Post, alle bis-
her im Eigenbetrieb durchgeführten Trans-
portleitungen, vollständig an Speditionen zu
vergeben.

Dem Outsourcing würden bundesweit
12 000 tariflich und sozial gesicherte Ar-
beitsplätze zum Opfer fallen.Beim Brief-
zentrum Freiburg sind rund 100 Arbeits-
plätze betroffen. Durch die Betriebsver-
sammlung waren Verzögerungen in der
Briefzustellung bis zu einem Tag im Be-
reich der Postleitzahl 79 unvermeidlich.
Zur gleichen Stunde fanden Betriebsver-
sammlungen in Stuttgart, Heilbronn,
Göppingen, Ravensburg und in Reutlin-
gen statt.

Die Pläne der Deutschen Post AG hat-
ten um die Jahreswende auch die vorma-
lige Deutsche Postgewerkschaft (DPG),
jetzt ver.di, wie einen Keulenschlag ge-
troffen.

Wenige Wochen zuvor unterzeichneten
das Unternehmen und die Gewerkschaft
einen Tarifvertrag mit deutlich geringe-
rem Einkommen für alle befristet be-
schäftigten ArbeitnehmerInnen und die
Post-Neueinsteiger ab 1.Januar 2001 un-
ter Besitzstandswahrung für die Be-
schäftigten mit festem Arbeitsvertrag.
Der Tarifvertrag geht auf eine Vereinba-
rung zwischen Post und DPG Mitte der
90er-Jahre nach Ende eines längeren
Streiks bei der Privatisierung der frühe-
ren Deutschen Bundespost zurück,als die
DPG alle damaligen Tarifverträge retten
konnte.

Die neue Lohnstruktur ab dem
1.1.2001 garantiere die „volle Hand-
lungsfähigkeit der Deutschen Post im
Wettbewerb mit den Speditionen des
Transportgewerbes“, liess das Unterneh-
men nach Abschluss des Tarifvertrags
noch zufrieden verlauten. „Die Tinte der
Unterschrift unter den Tarifvertrag war
noch nicht trocken, als die Post AG mit
den Plänen über den Ausverkauf des
Fahrdienstes die Katze aus dem Sack
liess“, empören sich Fahrer und Gewerk-
schafter. Kein Wunder, dass die Stim-
mung unter den Postmitarbeitern bro-
delt. Sie brandmarken die Absicht als
glatten Wortbruch gegenüber der Ge-
werkschaft. Der Zorn der Fahrer wird
auch nicht dadurch geringer, dass es eine
letzte Frist für Verhandlungen mit der
Gewerkschaft bis zum 31. Mai 2001 gibt,
denn an den Vergabeplänen der Post-
Oberen hat sich bis heute nichts geändert.
Die Post-Fahrer indes wollen sich weh-
ren und um ihre Arbeitsplätze kämpfen.

Besonders erbost ist man bei der Ge-
werkschaft auch über die Tatsache, dass
die Deutsche Post AG noch im Septem-
ber 2000 im Magazin „Postforum“ völlig
zu Recht vor einem ruinösen Lohn- und
Preisdumping und einem Aushebeln von
Tarif- und Sozialabkommen in der Bran-
che warnte, und sie jetzt nur wenige Wo-
chen später genau dieser Politik mit ih-
ren Absichten Tür und Tor öffnet. Das
Unternehmen ist der Post- und Logistik-
dienstleister Nr. 1 in Europa.

•

Resolution der Fahrer
Bei der Betriebsversammlung am 5.4. 
wurde folgende Resolution einstimmig
beschlossen

An den Vorstandsvorsitzenden Dr. K.
Zumwinkel und die örtlichen Bundes-
tagsabgeordneten 
Die Fahrer der NL Freiburg sind ent-
setzt und enttäuscht von der Absicht
des Vorstandes, den kompletten Fahr-
dienst  bis zum Ende des Jahres 2002
komplett fremd zu vergeben.Wir Fah-
rer haben mit unserer zuverlässigen
Arbeit Tag für Tag dazu beigetragen,
daß die DP AG mit hervorragenden
Bilanzen glänzt.
Bisher haben wir, hoch motiviert, un-
sere qualifizierte Arbeitskraft in das
Unternehmen eingebracht und viele
von uns haben mit dem Kauf von Ak-
tien der Post zu einem hervorragen-
den Börsenstart verholfen. Dafür sol-
len wir nun die Quittung bekommen.
Der Post ist es scheinbar egal, ob die
Mitarbeiter die nötige Eignung für
andere Tätigkeiten besitzen.
Besonders hart würde es unsere älte-
ren Kollegen treffen, die den neuen
Gegebenheiten (an anderen Arbeits-
plätzen) nicht entsprechen. Was wird
aus ihnen? Wir fragen uns,wo die Für-
sorgepflicht der Post für ihre Mitar-
beiter bleibt. Wir fordern die soforti-
ge Rücknahme der Vergabe von Trans-
portleistungen und die Erhaltung der
Abteilung Verkehr innerhalb der Post.
Wir fordern von den Bundestagsabge-
ordneten unserer Region, daß die
Bundesregierung als Mehrheitsaktio-
när Einfluß auf den Vorstand der DP
World  Net nimmt, damit diese sich
nicht auf Kosten der Beschäftigten
Wettbewerbsvorteile verschafft.
Ausserdem würde durch die Fremd-
vergabe in den privaten Speditions-
bereichen, in dem mit Lohndumping
und Scheinselbständigkeit  dazu bei-
getragen wird,daß dem Staat und den
Versicherungsträgern Sozialversi-
cherungsbeiträge in Milliardenhöhe
verloren gehen.
Deshalb fordern wir: Keine Fremd-
vergabe im Fahrdienst!

Am DGB-Aktionstag am 05. April für ein besseres Betriebsverfassunggesetz

Protest gegen den Ausverkauf des Post-Fahrdienstes
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Bildungspolitische Konferenz der PDS

Gegen die wachsende Ungleichheit 
im Bildungswesen
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250 PädagogInnen, Eltern, SchülerInnen,
WissenschaftlerInnen und Bildungspolitike-
rInnen berieten auf der 8. Bildungspoliti-
schen Konferenz der PDS in Leipzig am
31.3./1.4. unter dem Motto „Chancengleich-
heit ohne Wenn und Aber – Grundfragen lin-
ker (Bildungs-)Politik heute und morgen –
Gegen die wachsende Ungleichheit im Bil-
dungswesen“. 
Prof. Ingrid Gogolin (Uni Hamburg,Vor-
sitzende der Dtsch. Gesellschaft für Er-
ziehungswissenschaft) referierte erzie-
hungs- und sozialwissenschaftliche
Untersuchungen, die konstatieren, dass
insbesondere das deutsche Bildungswe-
sen in seiner jetzigen Struktur und Orien-
tierung nicht zur Chancengleichheit bei-
trage. Lediglich in der Elementar- und
Sekundarstufe I habe es die Chancen der
Mädchen erhöht. Sie berichtete aus
Untersuchungen aus den USA, dass die
modernen Verheißungen nach größerer
Autonomie zu einer Verschärfung der Un-
gleichheit geführt haben, und warnte vor
einer einfache Übernahme. Eva-Maria
Stange (Vorsitzende der GEW) stellte die
Bemühungen der GEW um Chancen-
gleichheit dar und argumentierte für ei-
ne „Schule für alle Kinder“. Manfred
Schemel (Vorsitzender des Grundschul-
verbandes Brandenburg) legte im Detail
dar,dass die deutsche Grundschule selbst
im internationalen Vergleich rückständig
sei. Befunde, die von weiteren Gastrefe-
rentInnen,z.B.von Prof.Bernhard Claus-
sen (Uni Hamburg) und Sabine Gerold
(Vorsitzende der GEW Sachsen) konkre-
tisiert wurden.

Die Teilnahme und das aktive Mittun
von Petra Pau und Peter Porsch, also
gleich von zwei stellvertretenden Partei-
vorsitzenden der PDS, mehrerer Partei-
vorstandsmitglieder und der PDS-Frak-
tionen im Deutschen Bundestag und der
Landtage zeigte, dass auch für die Lei-
tungsebenen der PDS die Bildungspoli-
tik als die soziale Frage nunmehr ein
Schwerpunktthema ist.

Die Konferenz war gleichzeitig der
Auftakt für eine bildungspolitische
Kampagne der PDS, die der stellvertre-
tende Vorsitzende Peter Porsch am Sonn-
tag eröffnete. Für diese Kampagne lagen
den Konferenzteilnehmer/innen konkre-
te Vorschläge für bundesweite Proteste
gegen Bildungsabbau, spektakuläre Ak-
tionen in „Greenpeace-Manier“, Rat-
schläge für die Aufstellung länderbezo-
gener Forderungsprogramme und
Durchführung öffentlicher Veranstaltun-
gen an der Basis, Vorschläge für parla-
mentarische Initiativen, für die Durch-
führung von Fachtagungen sowie die Ver-
besserung der Wirksamkeit bildungspo-

litischer Öffentlichkeitsarbeit vor – an-
spruchsvolle Zielstellungen, zu deren
Verwirklichung es der Kraft aller in der
PDS an Bildungspolitik Interessierten
bedarf.

Die stellvertretende Parteivorsitzende
Petra Pau hatte in ihrem einleitenden
Vortrag betont, dass der Kampf für die
sozialistische Forderung nach Chancen-
gleichheit heute in erster Linie ein Kampf
gegen die wachsende Ungleichheit im
Bildungswesen ist. Den Trend der wach-
senden Ungleichheit aufzuhalten und
umzukehren, wird auch mit den auf der
Konferenz beschlossenen 15 Thesen
„Gleiche Bildungs- und Entwicklungs-
möglichkeiten für alle! Gegen wachsen-
de Ungleichheit im Bildungswesen!“ an-
gestrebt.

In der Diskussion um die Grundsatz-
forderungen flammte eine Kontroverse
auf, als die Landesvorsitzende der PDS
in Sachsen-Anhalt, Rosi Hein, die Finan-
zierbarkeit der Forderungen in Frage
stellte.Demgegenüber wiesen die finanz-
politische Sprecherin der PDS-Bundes-
tagsfraktion Barbara Höll und André
Hahn, bildungspolitischer Sprecher der
PDS-Landtagsfraktion Sachsen, darauf
hin, dass sozialistische Visionen in einem
der reichsten Länder der Welt nicht an
den Finanzen scheitern dürfen und auch
nicht der Kampf für eine demokratische
Bildungsreform – gegen Mittelkürzun-
gen.

In acht Arbeitsgruppen wurde am
Sonntag das Konferenzthema vertieft.
Dabei ging es um die Lebens- und Ent-
wicklungsbedingungen von Kindern und
Jugendlichen genauso wie um die Situa-
tion von PädagogInnen, um Rassismus
und politische Bildung, um Berufsbil-
dung,Weiterbildung und Bildungsfinan-
zierung. Dabei wurde deutlich, dass ein
Verständnis von Bildung, welches über
ökonomische Verwertbarkeit und Karrie-
reorganisation hinausgeht und sich in
den Dimensionen von Bildung für Beruf,
Partizipation und Persönlichkeit bewegt,
mit der soziale Ungleichheit festigenden
sogenannten „Chancengerechtigkeit“
nichts anfangen kann. Als Partei der so-
zialen Gerechtigkeit muss die PDS dage-
gen gleiche Chancen für alle fordern.

Das betonte auch der stellvertretende
Parteivorsitzende Peter Porsch in seinem
Ausblick am Schluss der Konferenz:
„Schule ist keine Gleichheitsinsel im
Meer der Ungleichheit.Gesellschaftsver-
änderung kann nicht an Schule delegiert
werden, aber Schule ist ein Stück Ein-
flussgröße und muss Heranwachsende
befähigen,Subjekte ihrer eigenen Eman-
zipation zu werden.“

15 Thesen zur Bildungspolitik
Wir veröffentlichen den 15-Thesen-Be-
schluss der Konferenz.

Das deutsche Bildungswesen steckt in ei-
ner tiefen Krise. Gegenüber vergleichba-
ren anderen Staaten befindet es sich in
einem Reformrückstand. Standortwett-
bewerb auf der einen, Zukunftserwar-
tungen auf der anderen Seite,dazwischen
befindet sich das Bildungswesen einge-
klemmt und soll dabei die fittesten Men-
schen auslesen: Gesellschaftlich flexibel,
teamfähig, kreativ, bereit zu ständigem
sozialen und kommunikativen Wandel
sollen die Menschen sein. Aber wie wird
man das in einem kapitalistischen Sys-
tem, das bekanntermaßen gar nicht alle
Menschen so gebrauchen kann? Un-
gleichheit prägt das Bild der Bundesre-
publik:

• in den Möglichkeiten zu selbstbe-
stimmter Lebensgestaltung

• in der Teilhabe an gesellschaftlichen
und politischen Prozessen

• in der Aneignung von Bildung und
Kultur

• in der sozialen Stellung von Beruf,
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft.

Die Spaltung wächst durch Vertiefung
der sozialen Benachteiligungen, durch
Verfestigung von oben und unten, durch
ein die Auslese und einseitig die Elite be-
günstigendes Bildungswesen, wie wir es
haben. Diesen politischen Trend aufzu-
halten und umzukehren, allen Kindern
und Jugendlichen gleiche Entfaltungs-
und Bildungsmöglichkeiten zu gewähr-
leisten: das ist eine der entscheidenden
Herausforderungen zukunftsgerichteter,
demokratisch-humaner Politik. Dem
steht die herrschende Bildungspolitik
entgegen.
1. Bildung für das 21. Jahrhundert heißt
im Kern: Befähigung zur Solidarität, zur
Demokratisierung, zur Emanzipation,
zum bewussten Eingreifen in die Zu-
kunftsgestaltung, zum Weltverständnis

Das heißt:
Gerade in der heutigen Gesellschaft,

die immer mehr Menschen vereinzelt, fle-
xibilisiert, ausgrenzt und höchstens als
Konsumenten benötigt, muss das Bil-
dungswesen Zeit, Raum und Gelegenheit
bieten, die „Sachen zu klären und die
Menschen zu stärken“ (H. v. Hentig). Er-
lernt werden soll:

• mit anderen vor Ort und global soli-
darisch und humanistisch handeln zu
können

• sich selbst und sich gemeinsam mit
anderen aus Zwängen befreien zu kön-
nen. Dazu gehört es, Zivilcourage zu ent-
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wickeln, Rassismus und Neofaschismus
entgegenzutreten und der totalen Ver-
marktung und Zurichtung der Menschen
Widerstand entgegenzusetzen – einge-
denk geschichtlicher Erfahrungen.
2. Für den Ausbau des öffentlichen Bil-
dungssystems – gegen Privatisierung

Denn:
Durch das sogenannte „Neue Steue-

rungsmodell“, das immer mehr auch im
Bildungswesen eingeführt wird, zieht
sich der Staat zunehmend aus seiner ge-
samtgesellschaftlichen Verantwortung
zurück. Private und Firmen treten an sei-
ne Stelle, „private-public-partnership“
genannt. Die Folge: Privaten Investoren
und internationalen Bildungs- und Me-
dienkonzernen werden Tür und Tor ge-
öffnet. Unterhalten wird nur, was sich
„rechnet“.

Bildung in gesamtgesellschaftlicher
Verantwortung kann nur als öffentliche
Aufgabe realisiert werden.
3. Investitionen für das Bildungswesen –
Es ist genug Geld da!

Aber:
In der Bundesrepublik Deutschland

sinken die öffentlichen Bildungsausga-
ben prozentual ständig. Das ist im reich-
sten Land der EU nicht länger hinnehm-
bar. Die Politik der Bundesregierung
macht die Länder und Kommunen arm.
Die Folge: Bildungseinrichtungen müs-
sen die Mittel kürzen und sollen statt-
dessen Sponsorengelder einwerben. Die
Kluft zwischen reichen Bildungseinrich-
tungen, die gesponsert werden, und aus-
gemergelten in Problemgebieten und auf
dem Land wird immer größer. Eliteför-
derung für wenige, geringere Bildung für
die große Mehrheit – das wird das Er-
gebnis der Bildungspolitik der „neuen
Mitte“ sein, wenn das Geld nicht da ge-
holt wird, wo es ist: Steuergeschenke für
die Reichen rückgängig machen, Mas-
senarbeitslosigkeit beseitigen,Rüstungs-
ausgaben reduzieren, Steuerflucht ver-
hindern!
4. Für gleiche Bildungsmöglichkeiten für
alle – gegen die soziale Ungleichheit

Das bedeutet:
Da in der kapitalistischen Gesellschaft

der BRD die soziale Polarisierung
wächst, ist die soziale Ausgleichsfunk-
tion des Bildungswesens doppelt wichtig
und zu stärken. Zum einen müssen spe-
zifische Benachteiligungen ausgeglichen
werden, zum anderen müssen die Men-
schen dazu qualifiziert werden, diese so-
ziale Polarisierung prinzipiell zu über-
winden. Die sozial, ethnisch und durch
Bedingungen einer Behinderung Be-
nachteiligten sind in besonders großem
Maße zu fördern. Das verlangen der de-
mokratische Geist unserer Gesellschaft
und unser Grundgesetz. Im 21. Jahrhun-
dert dürfen Bildungsbarrieren keinen
Platz mehr haben.
5.Kostenloser Kindertagesstättenbesuch
für alle Kinder!

Warum?
Die Bildungsaufgabe der Kitas ist heu-

te nötiger als früher; um frühzeitig Defi-

zite und soziale Benachtei-
ligungen auszugleichen, um
zu spielen und zu lernen,um
soziale Erfahrungen zu
sammeln und soziale Be-
nachteiligungen auszuglei-
chen, um sich auf die Schu-
le vorzubereiten.Kinder ha-
ben ein Recht auf umfas-
sende Entwicklung, für die
die Gesellschaft unabhän-
gig vom Geldbeutel und der
Berufstätigkeit der Eltern
zu sorgen hat (UNO-Charta
der Kinderrechte). Die
Kommunen sind finanziell
so auszustatten, dass sie
schrittweise genügend kos-
tenlose Kitas wie in Frank-
reich und dem Saarland zur Verfügung
stellen können.
6. Eine gemeinsame Ganztagsschule für
alle Kinder und Jugendlichen!

Denn:
Fast in ganz Europa besuchen ale Kin-

der eine einheitliche Gesamtschule bis
Kl. 8, 9 oder 10, nur bei uns in der BRD
werden sie nach Kl. 4 oder 6 in zwei oder
drei getrennte Schulformen ausge-
sondert. Darum muss in der BRD die ei-
ne einheitliche Schule für alle als Ganz-
tagsschule mit Wahlangeboten und Dif-
ferenzierungsmöglichkeiten ausgebaut
werden, anstatt Gesamtschulen zu
schließen und die Tendenz zu selektieren
zu verstärken. Gesamtschulen verfolgen
einen integrativen Ansatz der gemeinsa-
men Bildung für alle und stellen soziales
Lernen in den Mittelpunkt; sie brauchen
Förderung und Unterstützung, insbeson-
dere in einer förderungsfeindlichen Um-
welt. Aussonderung und Eliteförderung
dagegen gilt es abzubauen. Darüber hin-
aus wäre eine Verlängerung der gemein-
samen Grundschulzeit auf 6 Jahre über-
all ein Schritt zu einer einheitlichen
Schule für alle.
7.Größere Unterstützung für die Kleinen
– keine Klasse über 25!

Damit ist gemeint:
Die Bundesrepublik gibt im interna-

tionalen Vergleich am wenigsten Unter-
richtsstunden und Mittel in die Grund-
schulen. Selbst die verlässliche Halb-
tagsgrundschule wird zur Haushaltskon-
solidierung herangezogen. Bei zurückge-
henden Schülerzahlen werden kleine
Grundschulen geschlossen. Dabei brau-
chen vor allem „kurze Beine kurze We-
ge“.Auch die Grundschulklassen sind zu
voll.Darum haben die PädagogInnen we-
niger Zeit zur Förderung der Einzelnen.
Darunter leiden am meisten diejenigen,
die besonderer Förderung bedürfen. Das
ist unsozial.
8. Solide Allgemeinbildung weiterentwi-
ckeln – nicht Wissen auf Vorrat anhäufen!

Das bedeutet:
Die von Medienkonzernen, der Bun-

des- und den Landesregierungen vorder-
gründig forcierten Aktionen „Schulen
ans Netz“ und „Jedem Schüler seinen
Laptop“ verdecken die nötige Diskussion

darüber, was SchülerInnen als Subjekte
des Lernprozesses heute für morgen ler-
nen wollen und sollen. Weder reichen sie
aus, dass junge Menschen die neuen Me-
dien kritisch nutzen können, noch dass
die Allgemeinbildung auf den nötigen
Stand gebracht wird. Dazu gehören heu-
te mehr denn je Elemente polytechni-
scher, kommunikativer, historischer, po-
litischer, interkultureller und ökologi-
scher Bildung.Unbestritten ist,dass heu-
te kritische Medienkompetenz als instru-
mentelle Beherrschung nötig ist. Das al-
les ist mehr als „User-Wissen“ und die
von Unternehmerseite geforderten Wis-
senskataloge, Konsumerziehung und
Grundrechenarten.
9. Für pädagogische Selbstbestimmung
und inhaltliche Profilierung – gegen die
Selbstverwaltung des Mangels und gegen
Konkurrenzdenken!

Das meint:
Pädagogische Initiativen von unten

sind wesentlicher Bestandteil jeder Bil-
dungsreform. Es bedeutet Demokratisie-
rung, wenn Schüler, Eltern, Lehrer und
ihre demokratischen Gremien in einer
Kommune oder einem Stadtteil ein
Schulprogramm erstellen. Diese Schul-
entwicklung von unten stärkt Koopera-
tion, Bildungs-, Erziehungsarbeit und
Selbsteinschätzung. Solche Initiativen
können aber nur dann tatsächlich eman-
zipatorisch orientiert sein,wenn sie nicht
unter Sparzwang zur Mangelverwaltung
vor Ort umschlagen. Das ersetzt aber
nicht die dringlichen Reformaktivitäten
des Staates und der Gesamtgesellschaft.
Und diese werden erst recht nicht durch
computergestützte Detailsteuerung und
obrigkeitsstaatliche Eingriffe von oben
wettgemacht, während der Mangel vor
Ort selbst verwaltet und das Konkur-
renzdenken zentral forciert wird.
10. Arbeitsbedingungen der PädagogIn-
nen unter den Bedingungen bedarfsde-
ckender Schulfinanzierung verbessern.

Warum?
Schon jetzt fehlen überall in einigen

Fächern und an Berufs- und Sonder-
schulen LehrerInnen.Nicht nur in den al-
ten, auch in den neuen Bundesländern
droht eine Überalterung der Lehrer-
schaft. Dagegen wächst die Tendenz, Pä-

Demonstration von 10 000

Gewerkschaftern im Februar

in Stuttgart für die Einfüh-

rung von Altersteilzeit beim

Land, damit vor allem an

Schulen jüngere Lehrer ein-

gestellt werden können.
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dagogInnen als „pädagogische Feuer-
wehr“ für durch die Politik verursachte
Fehler und Versäumnisse verantwortlich
zu machen. Das weisen wir entschieden
zurück! Die Arbeitsbedingungen und die
Arbeitszeit der PädagogInnen wurden
und werden von allen Landesregierungen
als „Sparreserve“ genutzt. Einfach und
direkt werden bei Rückgang der Schü-
lerzahlen weniger PädagogInnen einge-
stellt. Für Junglehrer und im Osten wur-
de Zwangsteilzeit verordnet, für alle die
Gehälter gekürzt. Tausende Planstellen
wurden gestrichen, während gleichzeitig
mit Green-Cards qualifizierte Fachkräf-
te angeworben wurden. Nach 11 Jahren
deutscher Einheit benachteiligt der BAT-
Ost immer noch den öffentlichen Dienst
in den neuen Bundesländern. Dagegen
bemühen sich die PädagogInnen über ih-
re Kräfte, trotz schlechter Rahmenbedin-
gungen eine bessere Bildung zu vermit-
teln und ihre Arbeit verantwortungsvoll
zu gestalten. Darum lenkt ein von den
staatlichen Arbeitgebern wie auch immer
verordnetes „Lehrerleitbild“ davon ab,
dass es die Verantwortung des Staates ist,
die Rahmenbedingungen so zu verbes-
sern und Lehrerarbeit attraktiver zu ma-
chen, dass sich in Zukunft mehr junge
Leute zu LehrerInnen ausbilden lassen:
Lehrerarbeitszeit verkürzen! Mehr junge
LehrerInnen und ErzieherInnen einstel-
len, alte entlasten, Lehreraus- und
Weiterbildung aufstocken und reformie-
ren, Zwangsteilzeit aufheben, Diskrimi-
nierungen beenden – das ist jetzt erfor-
derlich.Dazu gehört auch,die inhaltlich-
strukturelle Ausrichtung des Bildungs-
wesens öffentlich zu diskutieren.
11. Für selbstbestimmte Jugendarbeit,
Jugendkultur und Freizeitgestaltung –
gegen Rotstiftpolitik gerade hier – der
Demokratie und des wachsenden Rechts-
radikalismus wegen!

Das heißt:
Sinnvoll wird Freizeitgestaltung, kul-

turelle Aktivität und das Zusammensein
mit Freunden für Jugendliche nur in ei-
gener Verantwortung, in eigenen Räu-
men, auf eigenen Plätzen, mit genügend
Jugend- und Übungsleitern, Streetwor-
kern, Musik-, Kunst- und Medienexper-
ten. Darum kritisieren wir auch die Rot-
stiftpolitik in Bund, Ländern und Kom-
munen in diesem Bereich. Es kennzeich-
net die jugendfeindliche Politik, dass die
sogenannten „freiwilligen Aufgaben“
der Kommunen, Jugendarbeit besonders
zu fördern, vielfach gestrichen werden,
weil die Bundesregierung die Kommunen
finanziell austrocknet. Stattdessen wird
Kommerzialisierung betrieben, so dass
arbeitslose Jugendliche, SchülerInnen
und solche, die unterbezahlte Warte-
schleifen absolvieren, ausgeschlossen
werden. Dabei ist die Förderung von
selbstbestimmter demokratischer Ju-
gendkultur, Jugendarbeit und Freizeit
auch eine Investition gegen Rassismus
und Rechtsradikalismus.
12. Berufliche Erstausbildung garantie-
ren, berufliche Ersterfahrung ermög-

lichen – für alle! Wer nicht ausbildet, soll
zahlen!

Denn:
Viele Unternehmer sind ihrer gesetz-

lichen Verantwortung für die Berufsaus-
bildung nicht nachgekommen.Die Mehr-
zahl der Betriebe bildet nicht aus. Die
Zeit in der Berufsschule wird gekürzt.Ei-
ne Ausbildungsplatzumlage sichert die
nötige Finanzierung: Wer ausbildet und
Klein- und Mittelbetrieb ist, soll einen
Zuschuss von denen erhalten, die nicht
ausbilden. Um flexibler auf veränderte
Berufsanforderungen reagieren zu kön-
nen, sind unter Wahrung des Berufsprin-
zips modulare Ausbildungsgänge nötig.
Sie können besser mit der Weiterbildung
verzahnt werden, dürfen aber nicht zu
minderqualifizierten Schmalspurberu-
fen führen. Die Arbeitsbedingungen für
BerufsschullehrerInnen sind attraktiver
zu machen, ihre Arbeitszeit ist zu senken,
und die Neueinstellungen sind deutlich
zu erhöhen. Die allgemeine, kulturelle
und politische Bildung innerhalb der Be-
rufsschule ist aufzuwerten und auszu-
bauen,auf alle Fälle nicht zu kürzen,weil
sich dort ein Selbstbewusstsein zur Er-
kennung der Lage in Betrieb und Gesell-
schaft herausbilden kann. Für die ersten
drei Jahre nach dem Lehrabschluss ist
der Arbeitsplatz gesetzlich zu garantie-
ren. Ein qualitativ hochwertiger, öffent-
lich geförderter Beschäftigungssektor
könnte eine ergänzende Möglichkeit sein,
um ausreichend Ausbildungs- und Ar-
beitsplätze zu schaffen.
13.Weiterbildung übersichtlich gestalten
und allen gleichermaßen und kontinu-
ierlich zugänglich machen – ein Bundes-
rahmengesetz muss her!

Weil
die Weiterbildung in erster Linie eine

Voraussetzung für das Erkennen der Le-
benslage und der Arbeitsverhältnisse, für
ganzheitliche, individuelle Lebensge-
staltung und für die Befähigung zu einem
weltoffenen Dialog der Kulturen ist. Sie
hat sich zu einem profitträchtigen Markt
entwickelt, der weder in Inhalt und Qua-
lität des Angebots noch in den sozialen
Standards der dort Beschäftigten öffent-
lich verantwortet und staatlich kontrol-
liert wird. Darum muss ein Weiterbil-
dungsgesetz die Grundlagen dafür schaf-
fen,dass die gesellschaftliche Verantwor-
tung gestärkt und die individuellen An-
sprüche fixiert werden.
14. Hochschule für alle öffnen, gegen Pri-
vatisierung und Elitebildung!

Das heißt:
Heute nehmen nur 8% aus unteren

Einkommensschichten ein Studium auf,
während es bei höheren Einkommen über
70% sind.Hauptverantwortlich: die nach
wie vor ungenügenden Bafög-Regelun-
gen, die schleichende Einführung von
Studiengebühren und die Errichtung
weiterer Hürden beim Einstieg in die
Hochschule. Bund und Länder wandeln
staatliche Hochschulen sukzessive in
marktgesteuerte Dienstleistungsunter-
nehmen als Stiftungen oder Landesbe-

trieben um. Diese Privatisierung ver-
schärft das Bildungsprivileg und schließt
immer mehr Arbeiter- und Immigranten-
kinder vom Studium aus. Lehr- und Stu-
diengebiete,die nicht kurzfristig profita-
bel sind, und die institutionelle Mitbe-
stimmung der Hochschulmitglieder blei-
ben auf der Strecke. Wir brauchen eine
Demokratisierung und gesellschaftliche
Öffnung der Hochschulen, eine ausrei-
chende öffentliche Finanzierung von For-
schung, Lehre und Studium, eine be-
darfsgerechte, elternunabhängige Aus-
bildungsförderung, Gebührenfreiheit
ohne Wenn und Aber, eine Aufstockung
der Studienplätze und eine Personal-
strukturreform, die vor allem eine besse-
re Relation zwischen Studierenden und
Lehrenden sichert. Diese Maßnahmen
sind Ergebnis der vertretenen Zielbe-
stimmung von Hochschulbildung. Sie
sind nicht auf individuelle Karrierein-
vestitionen zu reduzieren,sondern stehen
in gesellschaftlicher Verantwortung.Die-
se Maßnahmen sind aber auch Vorausset-
zung für die Umsetzung dieser Zielbe-
stimmung.
15.Gegen wachsende Ungleichheit in den
Bildungsmöglichkeiten! Was tun?

Jede demokratische Bildungsreform
beginnt damit, hier und heute gegen
wachsende Ungleichheit anzugehen und
für mehr soziale Gerechtigkeit einzutre-
ten. Deutliche Verbesserungen für die
Lernenden und Lehrenden sind jetzt nö-
tig als erste Schritte zu einer grundle-
genden Bildungsreform! Die herrschen-
de Politik verspricht zwar Chancen-
gleichheit – aber real wächst die soziale
Ungleichheit. Ein „Weiter so – basta!“
geht nicht.

Gegen Unterrichtsausfall und Kita-
Schließungen, gegen Kürzungen an den
Hochschulen und bei den Planstellen,ge-
gen die Zusammenlegung von Schulen –
überall vor Ort regt sich Widerstand, öf-
fentlicher Protest aus Wut, weil die Zu-
kunft verspielt wird. Das ist gut und not-
wendig – aber noch nicht ausreichend
und nicht massenhaft genug. Erst wenn
überall gegen die wachsende Ungleich-
heit demonstriert, jeder örtliche Wider-
stand bundesweit vernetzt, keine Faust
mehr in der Tasche geballt wird, sondern
der Protest in die Öffentlichkeit getragen
wird, wird eine Wende für demokratische
Bildungsreformen möglich.Kinder brau-
chen eine Lobby, Parlamente den Druck
von außen, Minister konsequenten Nach-
hilfeunterricht, Betroffene brauchen Er-
munterung und PädagogInnen Unter-
stützung.Dann wird auch aus Wut Wider-
stand und Widerstand zur Demokratie-
pflicht.

Und bei allem ist nicht zu vergessen:
Bessere Bildungsmöglichkeiten für alle
Kinder und Jugendliche verlangen auch
entsprechende Lebensverhältnisse und
Entwicklungsmöglichkeiten vor, neben
und nach der Schule,natürlich besonders
für die Benachteiligten.

Dazu fordern wir auf, denn die Jugend
braucht Zukunft.
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Monika Jäckel vom Deutschen Jugendinsti-
tut (DJI) München erläuterte am 7. März die-
ses Jahres die Ergebnisse des 6. Familien-
berichts der Bundesregierung in einer ge-
meinsamen Sitzung des Internationalen
Ausschusses mit dem Jugendhilfe- und dem
Sozialausschuss des Stuttgarter Gemeinde-
rats. „Kommunale Aufgaben in der Integra-
tionspolitik“ überschrieb Jäckel ihr Referat.
Der Internationale Ausschuss beschloss da-
nach mit großer Mehrheit, die Stuttgarter
Stadtverwaltung solle noch vor der Som-
merpause darlegen, welche Schlüsse sie
aus dem 6. Familienbericht zieht und wel-
che Maßnahmen sie daraus folgend einlei-
ten will. 

Die wesentlichsten Erkenntnisse
1) Der vorliegende 6. Familienbericht der
Bundesregierung stellt fest, dass Fami-
lien ausländischer Herkunft ein integra-
ler Bestandteil der Bundesrepublik
Deutschland sind und bleiben werden.
Internationale Migration und das Zu-
sammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft sind keine zeitlich
befristeten Phänomene, die durch ein-
malige Anstrengungen überwunden wer-
den können, sondern stellen eine dauer-
hafte Herausforderung dar an die Inte-
grationsfähigkeit unserer Gesellschaft.

Integrationspolitik ist folglich eine
strukturelle Aufgabe.

2) Migration ist ein komplexer über
Generationen hinweg stattfindender
Prozess, der Hin- und Her-Bewegungen,
Remigrationsprozesse, transnationale
Identitäten und Doppelgleisigkeiten mit
ein bezieht.

Es handelt sich nicht um ein Nullsum-
menspiel, bei dem der Bezug zur Her-
kunftsgesellschaft in dem Maße ab-
nimmt, wie die Integration in die Auf-
nahmegesellschaft zunehmend gelingt.
Integration von Zuwanderern in moder-
nen Gesellschaften stellt sich komplexer
dar als ein möglichst schnell zu realisie-
render Endzustand des Heimischseins im
Aufnahmeland.

Nach wie vor verlässt die Mehrheit der
ausländischen Migranten Deutschland
zu einem späteren Zeitpunkt wieder. Bei
den rückgewanderten Familien handelt
es sich keineswegs vor allem um geschei-
terte oder marginalisierte Familien, son-
dern im Gegenteil hierunter sind be-
sonders viele zu finden, die ein hohes
Ausmaß an Human- und Sozialkapital
aufweisen, d.h. solche, die während ihres
Aufenthalts in Deutschland gute
Deutschkenntnisse erworben haben, in-
tensive Kontakte zu Deutschen unter-
hielten, eine überdurchschnittliche Be-
rufsqualifikation und stabile Beschäfti-
gungsverhältnisse hatten.

Nicht etwa Heimweh oder mangelnder
Erfolg im Aufnahmeland sind die Rück-
wanderungsmotive, sondern Hoffnungen
auf die Realisierung weiteren sozialen
Aufstiegs.

Für die Politik bedeutet dies Angebo-
te zu schaffen, sowohl zur Integration in
die Aufnahmegesellschaft wie zur Offen-
haltung einer Rückkehroption.

3) Für den weit überwiegenden Teil der
Familien ausländischer Herkunft bilden
weder religiöser Fundamentalismus,
Kriminalisierung oder ethnische Mobili-
sierung bedeutsame Bezugspunkte für
die Wahrnehmung ihrer Lebenssituation
in der Bundesrepublik.

Die Migration erweist sich insgesamt
als ein stabilisierender Prozess moderner
Wohlfahrtsgesellschaften indem sie zum
Ausgleich des Bevölkerungssaldos und
der negativen Reproduktionsbilanz und
zu einem sozialen Aufstiegsprozess der
einheimischen Bevölkerung beiträgt.
Dies wird in der Migrationsforschung der
Fahrstuhleffekt durch Unterschichtung
bezeichnet. D.h. für die jeweils neu Zu-
gewanderten stehen die niedrig qualifi-
zierten Bereiche offen, was der einheimi-
schen Bevölkerung den sozialen Aufstieg
ermöglicht.

Zunehmend, nicht zuletzt aufgrund
der fallenden Reproduktionsrate auch
der ausländischen Bevölkerung, sind
auch Familien ausländischer Herkunft in
zweiter und dritter Generation am Fahr-
stuhleffekt beteiligt, sodass der Vertei-
lungskampf um ökonomische und sozia-
le Ressourcen auch ihnen eine positive
Bilanz ermöglicht. Dies eröffnet für die
Zugewanderten Anreize zur Assimila-
tion.

In dem Maße, wie jedoch dieser Vertei-
lungskampf als ungerecht oder hoff-
nungslos erlebt wird, entstehen auch so-
ziale Spannungen. Der Prozess der
Unterschichtung führt in Zeiten ökono-
mischer Stagnation zu einer höheren Kri-
senanfälligkeit der Bevölkerung auslän-
discher Herkunft.

Der Berufsstatus ausländischer Ar-
beitnehmer unterscheidet sich deutlich
von dem der deutschen Vergleichsgruppe.
Während 15% der Deutschen Selbstän-
dige, 38% Angestellte und 36% Arbeiter
sind, liegen die Vergleichszahlen bei den
Ausländern bei 7% Selbständige, 12%
Angestellte und 78% Arbeiter.

Der 6. Familienbericht liefert einige
Erklärungsmuster für eine Entwicklung
in Richtung ethnischer Abschließung,
Marginalisierung und religiöser Radika-
lisierung, wenn auch eingeschätzt wird,
dass hiervon die Mehrheit der Migranten
nicht betroffen sein wird.

In dem Maße, wie Migranten eher we-
nig Möglichkeiten eröffnet werden, sozi-
al aufzusteigen und an den sozialen Gü-

tern der Aufnahmegesellschaft zu parti-
zipieren, findet auch Segregation [Ab-
sonderung] und Desintegration statt.

Die Zunahme von einem Krimina-
litäts- und Gewaltpotential bei auslän-
dischen Jugendlichen sowie Reethnisie-
rungstendenzen werden mit einer man-
gelnden Teilhabe an den sozialen Gütern
der Mehrheitsgesellschaft, was Ausbil-
dungschancen, Arbeitsplatz und Auf-
stiegschancen angeht, in Zusammenhang
gebracht.

Dies betrifft vor allem die dritte Ge-
neration von Zuwanderern. Sie fühlen
sich oft überfordert von den Erwartun-
gen ihrer Familie an beruflichem Auf-
stieg und ökonomischer Besserstellung.
Negative Bilanzen in den verwandt-
schaftlichen Tauschbeziehungen, wenn
Erträge aus dem Migrationsprojekt nicht
sichtbar eintreten, bringen besonders die
Migrantenfamilien, die hohe verwandt-
schaftliche Unterstützung in Anspruch
genommen haben, in eine prekäre Lage,
in der häufig nur ein Ausweg in symbo-
lische Verhaltensweisen bleibt. Ritualis-
tische Konformitätsbezeugungen an die
Herkunftskultur und religiöser Funda-
mentalismus gehören hierzu.

Die Rückbesinnung auf die ethnische
Identität kann als eine Widerstandsform
gewertet werden. Zugespitzt ausge-
drückt kann man sozusagen das Ausmaß
der Ausgrenzung der deutschen Struktu-
ren an dem Ausmaß der Reethnisierung
der in Deutschland geborenen Auslän-
dergenerationen ablesen.

4) Familie und Familienpolitik haben
bei der Frage der Eingliederung von Mi-
granten bislang keine große Rolle ge-
spielt. Der 6. Familienbericht sagt aus,
dass jetzt eine Situation gegeben ist, in
der Familie und Ansätze, die die Familie
betreffen, eine große Rolle spielen.

Migration hat sich von einer Arbeits-
migration auf eine Migration der Famili-
enzusammenführung und der Heiratsmi-
gration verschoben. Es sind die durch
Kettenmigration häufig sehr verzweig-
ten familialen und verwandtschaftlichen
Netzwerke der Zugewanderten,die zu ih-
rer sozialen Eingliederung in die deut-
sche Gesellschaft beitragen und über den
Integrationserfolg entscheiden. Hierbei –
das betont der Familienbericht spielen
zunehmend die Frauen eine entscheiden-
de Rolle.

Politische Schlussfolgerungen
Sowohl aus den Erkenntnissen, die auf
eine grundlegende Stabilität der Migra-
tion in Deutschland hinweisen, lassen
sich wesentliche politische Schlussfolge-
rungen ableiten, als auch aus den Er-
kenntnissen, die auf Probleme und Her-
ausforderungen hinweisen.

Integration: Strukturelle Aufgabe für die
Kommunalpolitik
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1) Zur ersten Kategorie zählt es, in der
öffentlichen Diskussion zur Herausbil-
dung eines pragmatischen und positiven
Verhältnisses zu Fragen von Migration
und der Integration von Minderheiten in
Deutschland beizutragen, sowie grund-
sätzliche und richtungsweisende Inte-
grationskonzeptionen hierzu zu entwi-
ckeln.

Deutschland ist ein Land, das auf lan-
ge Sicht sowohl mit einem relevantem
Maß an Einwanderung zu rechnen hat
und auch ein Mindestmaß an Einwande-
rung braucht.

Ein wichtiger Teil von Integrationspo-
litik muss sich folglich nicht nur auf die
Migrantenpopulation selber beziehen,
sondern auch auf die einheimische Be-
völkerung abzielen, um ihre Fähigkeiten
zu einem gelassenen und positiven Um-
gang mit dieser Realität zu fördern.

Zur ersten Kategorie zählen auch die
Bedeutung von auf die Stabilität von Fa-
milien gerichteten Integrationsmaßnah-
men sowie Maßnahmen, die aufenthalts-
rechtliche Stabilität und Mobilitätssi-
cherheit gewährleisten.

2) Migration ist ein Familienprojekt.
Die innerfamilialen Voraussetzungen zu
stärken, das Solidarpotential von Fami-
lie und Generationsbeziehungen zu stüt-
zen erscheint als eine zentrale Aufgabe,
denn die Integrationsleistungen in die
Aufnahmegesellschaft, die in Verwandt-
schaftsbeziehungen von Familien aus-
ländischer Herkunft erbracht werden,
wären als institutionalisierte Angebote
personell und finanziell sehr viel auf-
wendiger.

Hierbei spielen Maßnahmen eine be-
sondere Rolle, die zur Stärkung der Fä-
higkeiten und des Handlungsspielrau-
mes von Frauen beitragen.

3) Da Migration ein von mehreren Ge-
nerationen getragenes gemeinsames Pro-
jekt darstellt, kommt der Stützung von
Mobilitätsprozessen eine zentrale Rolle
zu im Hinblick auf die optimale Nutzung
von materiellen und sozialen Eigenres-
sourcen von Migranten.

Sicherheit und Langfristigkeit der
Aufenthaltsperspektive stellen entschei-
dende Voraussetzungen dar.

Die Einschränkung von Mobilität
führt dazu,dass Arbeitsmarktrisiken we-
niger durch Pendelmigration zwischen
Herkunfts- und Aufnahmeland beant-
wortet werden können, sodass das annä-
hernd doppelte Arbeitslosigkeitsrisiko,
das ausländische Familien tragen ver-
stärkt zu einem Risiko wird, im Aufnah-
meland (zumindest zeitweilig) unter die
Armutsgrenze zu fallen.

Während die Anteile der ausländi-
schen Bevölkerung an der Wohnbevölke-
rung zunehmen, nehmen die Anteile der-
jenigen Ausländer ab, die einen sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsplatz
haben. Das heißt, dass bei zunehmender
Unsicherheit der Einkommenssicherung
auch steigende Unterhaltsleistungen von
ausländischen Familien bereitzustellen
sind. In dieser Situation stellen Behinde-

rungen der Mobilität einen Eingriff in die
Problemlösungs- und Krisenbewälti-
gungsstrategien von Migranten dar, die
sie von ihren oft transnationalen
Ressourcen abschneiden. Migranten ha-
ben häufig ihre Ressourcen auf zwei Län-
der verteilt, wenn sie z.B. in der Heimat
Wohnungen gebaut haben oder in ver-
wandtschaftliche Netzwerke investiert
haben. Freizügigkeit ist eine Bedingung
für die materiellen Überlebensstrategien
von Migranten bei Krisen wie Arbeitslo-
sigkeit , Krankheit und Arbeitsunfähig-
keit.

4) Zur zweiten Kategorie der Gegen-
steuerung von sozial destabilisierenden
Entwicklungen zählen Maßnahmen, die
auf die Unterstützung einer stärkeren
Partizipation von Migranten an den so-
zialen Gütern unserer Gesellschaft und
an öffentlichen Entscheidungsprozessen
abzielen. Dies betrifft vor allem folgende
Gebiete:

• Förderung von ausländischen Fami-
lien in Bezug auf Kindergarten, Schule
und Ausbildung

Für den Schulerfolg erweist sich die
Beherrschung der deutschen Sprache als
eine entscheidende Voraussetzung, was
jedoch nicht im Widerspruch steht zur
Förderung der Pflege der Muttersprache.

Es deuten eine Reihe von Forschungs-
ergebnissen darauf hin, dass Kinder, die
in ihrer eigenen Sprache alphabetisiert
werden und auf diese Weise eine große Si-
cherheit in ihrer Muttersprache und in
der eigenen Kultur erfahren, sich damit
leichter tun, auch die zweite Sprache zu
lernen und mit der Kultur des Aufnah-
melandes umzugehen. Sie zeigen be-
sonders hohe Schulerfolge, die sich auch
in den Übertrittszahlen in höhere Schu-
len verfolgen lassen.Der Förderung eines
zweisprachigen Unterricht kommt eine
hohe Bedeutung zu.

Auch unter dem Aspekt von Rück-
wanderungen erscheint eine konsequen-
te Förderung des zweisprachigen Unter-
richts als sehr sinnvoll.

Die Bilingualität und Bikulturalität
der Familien ausländischer Herkunft
sollte als eine in allen allgemeinbilden-
den und berufsbildenden Institutionen
zu erschließende Ressource betrachtet
werden.

Kindergarten- und schulische Lehr-
kräfte müssen daraufhin ausgebildet
werden, die besondere Situation auslän-
discher Kinder wahrnehmen zu können,
um die vorhandenen Ressourcen und Fä-
higkeiten fördern zu können, interkultu-
relle Unterschiede einschätzen und ein-
ordnen zu können, und um interkulturel-
le Missverständnissen und daraus sich
ergebenden Benachteiligungen ent-
gegenzuwirken.

Die ausländische Bevölkerung stellt
eine große Bildungsreserve für Deutsch-
land dar. Auch unter diesem Aspekt er-
scheint eine Bildungsreform und Bil-
dungsförderung, die interkulturell an-
setzt sinnvoll.

• Förderung von Ausbildungsplätzen

für ausländische Jugendliche. Als hin-
derlich ist das Rekrutierungsverhalten
vieler Betriebe zu werten, das sehr häu-
fig von negativen, stereotypen Bildern
und Vorurteilen gegenüber ausländi-
schen Jugendlichen geprägt ist. Im Be-
reich des öffentlichen Dienstes sind aus-
ländische Jugendliche deutlich unterre-
präsentiert.

• Freier Zugang zum Arbeitsmarkt
und Förderung der beruflichen Integra-
tion von Familien ausländischer Her-
kunft. Hierzu zählt auch die Förderung
des sich selbständig Machens, das häufig
erschwert wird durch Gewerbeordnun-
gen und Meisterprüfungen im Hand-
werk. Die Selbständigkeit bietet eine
Möglichkeit der Integration von auslän-
dischen Jugendlichen und kann eine Art
Nischenökonomie für Landsleute schaf-
fen. Kleinstunternehmen fördern auch
die Nachbarschaftsbildung in den Wohn-
quartieren.

• Gleiche Rechte bei der Wohnungs-
vermittlung sind außerordentlich wich-
tig, sowie die Förderung der ausländi-
schen Bevölkerung auf dem Wohnungs-
markt, was sowohl den Zugang zu Sozi-
alwohnungen betrifft als auch den Abbau
von Diskriminierungen auf dem freien
Wohnungsmarkt.

Die Altenpflegedienste müssen auf re-
ligiöse und kulturelle Bedürfnisse der
Migrantenpopulation abgestimmt wer-
den. Hierbei spielen vor allem die ambu-
lanten Pflegedienste eine wichtige Rolle.
Muttersprachliche Pflege wird im Alter
besonders wichtig. Zur Verstärkung der
Zahl der muttersprachlichen Fachkräfte
in diesem Bereich sind auch bilinguale
Ausbildungen im Pflegebereich denkbar.

Modellprojekte wie das in Stuttgart
geplante Betreute Wohnen in der Lud-
wigstraße in Zusammenarbeit von Fach-
kräften und der Familienselbsthilfe, stel-
len wichtige Weichen in diesem Bereich.

Kommunalpolitische Handlungs-
empfehlungen
Während die Ursachen der Migration
insbesondere auf der Ebene der interna-
tional unterschiedlichen Lebensbedin-
gungen zu suchen sind, werden die Le-
bensbedingungen der Migrantenfamilien
im Aufnahmeland am stärksten von den
Gestaltungsmöglichkeiten der Kommu-
nalpolitik und den Verfahrensweisen
kommunaler Behörden beeinflusst, wird
der Erhalt des sozialen Friedens und ei-
nes gesellschaftlichen Zusammenhalts
vor allem vor Ort entschieden.

Dies bedeutet einerseits, etwas platt
ausgedrückt, dass Kommunen und Re-
gionen die Kosten des Globalisierungs-
prozesses (ökologisch, sozial und finan-
ziell) tragen. Dies eröffnet aber anderer-
seits auch besondere Gestaltungsmög-
lichkeiten für Integrationspolitik auf
kommunaler Ebene, vor allem durch ei-
ne konsequente Anpassung der Verwal-
tung und der kommunalen Institutionen
und Dienstleistungen an eine Bevölke-
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rung, die multi-ethnisch
zusammengesetzt ist.

Interkulturelle Öffnung

kommunaler Behörden

Kommunale Behörden
können viel zur Integration
oder umgekehrt zum Ge-
fühl der Diskriminierung
oder Ausgrenzung beitra-
gen.. In einer in München
1994 vom Ausländerbeirat
durchgeführten Studie z.B.
gaben circa 60% der Be-
fragten an, von der Auslän-
derbehörde sowie von der
Wohnungsbehörde schlecht
behandelt worden zu sein,
kritisiert wurde die Beratungsqualität
und ein Informationsdefizit, sowie dis-
kriminierendes Verhalten. Solche Erfah-
rungen prägen die eher als distanziert als
vertrauensvoll zu bezeichnende Haltung
ausländischer Bürger gegenüber den
deutschen Institutionen und demokrati-
schen Instanzen.

Regeldienste der Wohlfahrtsorganisa-
tionen und der Kommunen sollten sich
daher stärker den Familien ausländi-
scher Herkunft öffnen. Hierzu kann ent-
scheidend beitragen, wenn kommunale
Institutionen verstärkt Fachkräfte der
zweiten Migrantengeneration einstellen.
Dies gilt für Ämter gleichermaßen wie für
Kindergärten und Schulen. Wichtige
Maßnahmen stellen auch interkulturelle
Fortbildungs- und Trainingsangebote
dar, um interkulturelle Fähigkeiten und
Kompetenzen in der Verwaltung sowie in
Kindergarten und Schule auszubilden.

Diese beinhalten die Entwicklung von
Fähigkeiten wie die Reflektionsfähigkeit
über eigene kulturelle Denk- und Verhal-
tenssysteme, über Vorurteile und kultur-
bedingte Missverständnisse, sowie Fä-
higkeiten wie Stresstoleranz und Empa-
thiefähigkeit. Die Fähigkeiten, sich ver-
unsichern zu lassen und Selbstverständ-
lichkeiten und Normen zu hinterfragen,
sind wichtige interkulturelle Kompeten-
zen, die alle, die institutionell mit Mi-
grantenfamilien zu tun haben, verstärkt
ausbilden sollten.

Hohe Ansiedlung von Ausländerpolitik in

der Stadtverwaltung

Gute Erfahrungen wurden in Frankfurt
gemacht mit der Einrichtung eines eige-
nen Amtes für multikulturelle Angele-
genheiten. (AMKA) AMKA steht in
gleichberechtigter Kommunikation mit
den anderen kommunalen Ämtern und
muss bei allen Fragen mit eingebunden
und zu Rate gezogen werden.

Ein eigenes Amt mit eigenem Budget
und eigener Stimme eröffnet die Mög-
lichkeit Grundsatzüberlegungen anzu-
stellen, Verknüpfungen zwischen den
Ämtern herzustellen und den Dialog zwi-
schen den Bürgern und der Verwaltung zu
stärken. Dabei versteht sich das AMKA
in Frankfurt nicht als „Lobby für Aus-
länder“, sondern als Amt für alle, um das

Zusammenleben von Deutschen und
Ausländern zu fördern.

Bezogen auf die ausländische Popula-
tion geht es hierbei primär um Hilfen bei
der sozialen Integration durch Bereit-
stellung von Beratung, Sprachkursen
und Informationen,um gezielte Maßnah-
men gegen Diskriminierung, sowie um
die Förderung von Selbsthilfe Organisa-
tionen von Ausländern.

Konfliktmanagement und Mediation

Bezogen auf die gesamte Bevölkerung
hat AMKA gute Erfahrungen mit dem
Stadtteilvermittler-Programm gemacht,
bei dem die Stadt in Konfliktmediation
und Methoden konstruktiver Konfliktlö-
sung ausgebildete freiwillige Vermittler
zur Verfügung stellt. Diese Mediatoren
vermitteln in Konfliktfällen zwischen
Bürgern und Verwaltungen genauso wie
in Schulen, Nachbarschaften und Betrie-
ben, zwischen Polizeibeamten und Straf-
tätern,zwischen jungen Mädchen und ih-
ren Eltern, Asylsuchenden und Behör-
den, zwischen Vertretern von Moscheen
und hinduistischen Gemeinden und dem
Schlachthof, dem Planungs- oder Fried-
hofsamt.

Jeder Beschwerde wird nachgekom-
men, die Beteiligten werden an einen
Tisch zusammengebracht und gemein-
sam wird an Verständigung und für alle
tragbaren Lösungen und Kompromissen
gearbeitet.

Aktive Anti-Diskriminierungspolitik

In Amsterdam wurde ein Antidiskrimi-
nierungsbüro eingerichtet und ein Anti-
diskriminierungscode entwickelt, in dem
definiert wird, was als diskriminierendes
und rassistisches Verhalten zu bezeich-
nen ist. Jeder kann sich an das Antidis-
kriminierungsbüro hinwenden, um sich
über diskriminierendes Verhalten zu be-
schweren. Jeder Beschwerde wird nach-
gegangen und es gibt Aktenvermerke,
Bußgelder sowie negative Publicity.

Ebenfalls in Amsterdam wurde ein
„Diversity Audit“ entwickelt, durch den
Unternehmen und Firmen sich mittels
eines Softwareprogramms selbst evalu-
ieren können, in welchem Ausmaß ihr Be-
trieb monokulturell oder auf multikultu-
relles Management ausgerichtet ist.

Förderung von Selbsthilfeorganisa-

tionen

Ausländische Vereine und Selbst-
hilfeorganisationen sollten geför-
dert werden, denn sie stellen wich-
tige Anlaufstellen dar für die
psychosoziale Unterstützung von
Migrantenfamilien und dienen als
Orientierungshilfe und Ort der
Kommunikation über die Erfah-
rungen des Migrantenlebens. Sol-
che Räume stellen Übergangsorte
dar, wo kulturelle Rückversiche-
rungen stattfinden können. Sie er-
möglichen es, kulturelle Identitä-
ten sowohl zu verwahren als auch
neu zu schaffen, und bieten viel
Unterstützung und Beratung zu al-

len Fragen des Alltags in der neuen Hei-
mat an.

Initiativen im sozialen Nahraum

Einen besonderen Stellenwert kommt
der Förderung von Initiativen und Maß-
nahmen im sozialen Nahraum zu.Vor al-
lem Frauen und Mütter lassen sich über
Nachbarschafts- und stadtteilorientierte
Initiativen erreichen.

Die Mütter sind häufig die tragenden
Kräfte im Akkulturationsprozess von
ausländischen Familien.

Der soziale Nahraum eignet sich als
Ansatzpunkt für Integration auch des-
wegen, da eine Identifikation mit der
Aufnahmegesellschaft sich über basisna-
he Formen der gesellschaftlichen Partizi-
pation und der Teilhabe an der lokalen
Öffentlichkeit fördern lässt, worauf der
Familienbericht mit einer Betonung der
zunehmenden Rolle der zivilen Gesell-
schaft deutlich hinweist.

Schließlich erscheint ein sozialräum-
licher Ansatz besonders geeignet zu sein,
um die Verbindung zur einheimischen Be-
völkerung herzustellen.Themen, die sich
auf den Familien- und Stadtteilalltag be-
ziehen, schaffen verbindende Momente
zwischen einheimischer und ausländi-
scher Bevölkerung.

Aktivierende Stadtteilbefragungen,
lokale Partizipationsprojekte, die Förde-
rung der aktiven Mitgestaltung des
Stadtteils durch Bewohnergruppen, die
Entwicklung von familienentlastenden
wohnungsnahen Dienstleistungen, sowie
selbstverwaltete Familien- und Nach-
barschaftszentren stellen hierbei wichti-
ge Ansatzmöglichkeiten dar.

In Partnerschaften mit den existieren-
den Gruppen und Institutionen im Stadt-
teil wie Kindergarten, Schule, lokale Fir-
men, Wohnungsbaugesellschaften,
Selbsthilfegruppen und ausländische
Vereine können Integrations- und Parti-
zipationsprojekte entwickelt werden, die
zur Stärkung der kommunikativen Qua-
lität und des sozialen Zusammenhalts
zwischen Zuwanderern und einheim-
ischer Bevölkerung im Wohnumfeld und
in den Nachbarschaften beitragen.

(Es folgen noch einige Beispiele, die
wir aber aus Platzgründen nicht wieder-
geben können)



26. April, Ludwigshafen: Hauptversammlung der BASF AG,
Kritische Aktionäre protestieren gegen Gentechnik, Umwelt-
verseuchung und Arbeitsplatzvernichtung, Kontakt vor Ort:
06457/89041. Kontakt: Dachverband Kritische AktionärInnen,
Henry Mathews,Schlackstr.16,50737 Köln,Tel.: 0221/5995647,
Fax: 0221/5991024. E-Mail: critical_shareholders@compuser-
ve.com . Internet: http://www.kritischeaktionaere.de

27. April, Köln: Hauptversammlung der Bayer AG, Messe, Kri-
tische Aktionäre protestieren gegen Gentechnik, Umweltver-
seuchung, etc., Kontakt: Koordination gegen Bayer Gefahren,
Tel.: 0211/333911, e-mail: cbgnetwork@aol.com . Kontakt:
Dachverband Kritische AktionärInnen, Henry Mathews,
Schlackstr. 16, 50737 Köln, Tel.: 0221/5995647, Fax:
0221/5991024,E-Mail: critical_shareholders@compuserve.com
, Internet: www.kritischeaktionaere.de

4.-6. Mai, Düsseldorf: Bundesparteitag der FDP

5.-9. Mai, Lübeck: 24.o. Gewerkschaftstag der GEW

8. bis 10. Mai, Leipzig: Deutscher Städtetag, Hauptversamm-
lung

12. und 13. Mai 2001, Berlin „Für eine tolerante Gesellschaft - 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus!“Veranstalter: PDS,
Bundestagsfraktion der PDS, Forum der Neuen Europäischen
Linken (NELF), Konföderale Fraktion der Vereinten Europäi-
schen Linken/Nordische Grüne Linke (GUE/NGL) im Euro-
päischen Parlament. Veranstaltungsort Rathaus Schöneberg,
Bezirk Tempelhof-Schöneberg, John-F.-Kennedy-Platz, 10820
Berlin. Näheres: www.pds-online.de

17. bis 19. Mai, Berlin: Aktionstage und Großdemonstration für
die Abschaffung des Residenzpflichtgesetzes für Flüchtlinge.Es
rufen auf: Die Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und
MigrantInnen mit The Voice Afrikaforum (Jena) und die Flücht-
lingsinitiative Brandenburg (Rathenow). Für Rückmeldungen,
Fragen, Hinweise gibt es folgende Kontaktmöglichkeit: Anti-
rassistische Initiative Berlin (ARI), E-Mail: ari@in.de, Stich-
wort „Residenzpflicht“, Fon (0 30) 7 85 72 81, Fax (0 30) 7 86 99
84, Mi 11-17 Uhr, Fr 11-18 Uhr. Internet: www. freespeech.
org/inter/residenz – www. humanrights.de – www.umbruch-
bildarchiv.de

19. Mai, Fulda: Wirtschaftskurs des Forum Kommunistischer
Arbeitsgemeinschaften, Kapitel 16, 17 und 18: Geld, DGB-Ju-
gendbildungsstätte. Beginn 10.30 Uhr

24.- 27. Mai, Erlangen: IPPNW-Kongress „Medizin und Ge-
wissen“, Schwerpunktthemen: Menschenrechte, Technologie-
folgen, Gesundheitspolitik, Vorträge/Workshops u.a. zu: „Me-
dizin zwischen den Fronten. Ethische Dilemmata der hum. Hil-
fe“; Kinderstreben in Bagdad – Embargo und Gesundheit“;
Uran im Kosovo – NATO-Einsatzstrahler Munition“, „Hand-
lager für das Militär – Verträge von Kliniken und Bundeswehr“,
…; Kongress-Büro: Fichtenstr. 39, 91054 Erlangen, Tel.:
09131/816830, Fax: 09131/816831, e-mail: medigew@aol.com,
http://www.medizinundgewissen.de (Mo-Do 9.30-12 Uhr).
Kontakt: IPPNW, Körtestr. 10, 10967 Berlin,Tel.: 030/6930244,
Fax: 030/6938166, Internet: http://www.ippnw.de

9. Juni, Leipzig: Reformalternative als Gesellschaftsalternati-
ve.Theoretische Konferenz von: Marxistisches Forum Sachsen,
Marx-Engels-Stiftung Wuppertal, Marxistischer Arbeitskreis
bei der Geschichtskommission der PDS. Schwerpunkte Konfe-
renz: 1. Veränderung in der Gangart des Kapitalismus und
Chancen linker Politik bzw. Reformstrategie (Prof. Uwe-Jens
Heuer, Leo Mayer); 2. Das Verhältnis von Widerstandsstrategie
und Reformstrategie und von Systemopposition und Regie-
rungsbeteiligung (Prof. Dr. E. Felfe, Prof. Dr. E. Lieberam); 3.
Die Eigentumsfrage als Grundfrage antikapitalistischer Re-
formen – Reformen als Suchpfad zu einem neuen Sozialismus
(Prof. Dr. Werner Roß, Jörg Miehe). Die Thesen der Referenten
finden sich ab 9. Mai im Internet unter: www.marx-engels-stif-
tung.de und www.pds-sachsen.de/ag/MF Die Teilnehmer der
Konferenz haben dann bis Anfang Juni die Möglichkeit, ihrer-
seits kurze Thesen zu machen und an Wolfram Triller zu sen-
den (w.triller@online.de) oder per Diskette (Neuländer Str. 4,
01445 Radebeul). Anmeldungen an: Siegfried Kretzschmar,
Marxistisches Forum Sachsen, c/o PDS Leipzig, Braustr. 15,
04107 Leipzig

13./14. Juni, Frankfurt: Evangelischer Kirchentag

23./24.Juni,Berlin: Internationaler Kuba-Solidaritätskongress
Kubanisch-Europäische Perspektiven. Kongresshalle am Ale-
xanderplatz. Kubanisch-Europäische Perspektiven.Veranstal-
ter: Netzwerk Cuba, PDS (Partei und BT-fraktion), GUE/NGL
im Europaparlament, Cuba si, junge Welt. Im Aufruf heißt es:
Seit 40 Jahren wehrt sich Kuba gegen eine aggressive, menschenverachten-
de und völkerrechtswidrige Wirtschafts-, Handels-, und Finanzblockade
durch die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika.
Fast alle Länder Europas lehnen heute diese Blockade der Vereinigten Staa-
ten gegen Kuba ab. Die kubanisch-europäischen Beziehungen haben in den
vergangenen Jahren auf allen Ebenen einen spürbaren Aufschwung erfah-
ren, bleiben jedoch nicht frei von Widersprüchen und Rückschlägen.
Zehn Jahre nach den weltpolitischen Veränderungen 1989/90 existiert Ku-
ba weiter als unabhängiges, souveränes Land, auf der Suche nach einem ei-
genständigen, an sozialer Gerechtigkeit, Solidarität und wirtschaftlicher
Effizienz orientierten Entwicklungsweg.Kuba setzt sich den Realitäten die-
ser globalisierten Welt aus und bewahrt gleichzeitig seine Eigenständigkeit,
auch, weil es sich nicht dem neoliberalen Trend unterwirft.
In der Welt erfährt Kuba von immer mehr Menschen unterschiedlichster po-
litischer Ansichten Interesse, Sympathie und Unterstützung. Gleichzeitig
leisten Tausende kubanische Ärztinnen und Ärzte sowie Lehrerinnen und
Lehrer in Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas uneigennützige hu-
manitäre Hilfe.
Nach dem vom Europaparlamentariern mitveranstalteten Kuba-Kongress
1992 in Bonn und den in diesem Zeitraum stattgefundenen gravierenden
Veränderungen in und um Kuba soll dieser Kongress:
• eine Bilanz der europäischen Zusammenarbeit und Solidarität mit Kuba
ziehen und neue Anforderungen,Anregungen und nachhaltige Perspektiven
dafür aufzeigen; 
• von der EU und deren Mitgliedsstaaten eine eindeutige Position der Ver-
urteilung der US-amerikanischen Blockadepolitik einfordern und Mög-
lichkeiten des gleichberechtigten Ausbaus der Beziehungen und der Ko-
operation Europa-Kuba verdeutlichen; 
• die kubanische Realität mit ihren Möglichkeiten und Potentialen dar-
stellen und dadurch für Kuba neue Chancen und Möglichkeiten in Europa
befördern; 
• die Bedeutung Kubas, insbesondere für die Länder des Südens, heraus-
stellen, die alternativen Positionen und Vorschläge Kubas zur neoliberalen
Globalisierung benennen sowie die Chancen und Risiken eines Landes aus
der sogenannten Dritten Welt für eine selbstbestimmte gesellschaftliche
Entwicklung unter den Bedingungen einer unipolar beherrschten Welt deut-
lich machen.
Weitere Informationen unter: www.cuba-congress2001.com/

14. bis 16. April,
bundesweit: 

Ostermarsch-
Demonstrationen
und andere
Aktionen
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